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Nach einer öffentlichen Anhörung zum Investitionsschutz und zur Investor-Staat-Streitbeilegung im 
Rahmen der Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) mit den Vereinigten 
Staaten von Amerika forderte das Europäische Parlament, das traditionelle Schiedsgerichtssystem durch 
ein neues Gerichtssystem zu ersetzen. Die Europäische Kommission und Kanada handelten daraufhin 
die entsprechenden Bestimmungen des umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommens (CETA) neu 
aus, um eine neue Investitionsgerichtsbarkeit (ICS) einzurichten. In dieser eingehenden Analyse werden 
die jüngsten Entwicklungen beim Investitionsschutz in den EU-Handelsabkommen von der klassischen 
Schiedsgerichtsbarkeit hin zur Investitionsgerichtsbarkeit untersucht. 

Die vorliegende Publikation sollte vorzugsweise zusammen mit den beiden folgenden eingehenden 
Analysen zu den materiellrechtlichen Bestimmungen des Investitionsschutzes gelesen werden: Laura 
Puccio: Investment rules in trade agreements: Developments and issues in light of the TTIP debate, 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, Europäisches Parlament, September 2015; und 
Laura Puccio: CETA: Investment and the right to regulate, Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen 
Parlaments, Europäisches Parlament, Februar 2017. 

Lesen Sie auch das Dokument zur Einrichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofs aus der 
Rubrik „Auf einen Blick“: Roderick Harte: Prospects for a Multilateral Investment Court, 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, Europäisches Parlament, Juni 2017. Weitere 
Referenzen finden Sie unter der thematischen Übersicht zum: CETA Agreement with Canada, 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, Europäisches Parlament, Februar 2017. 
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ZUSAMMENFASSUNG 

Mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon hat die Europäische Union (EU) begonnen, 
EU-weite bilaterale Investitionsabkommen, die auch Investitionsbestimmungen 
umfassen, in ihren Freihandelsabkommen zu verhandeln. Das umfassende Wirtschafts- 
und Handelsabkommen mit Kanada (CETA) ist das erste von der EU unterzeichnete 
Abkommen, das auch Bestimmungen zum Investitionsschutz enthält. Die Bestimmungen 
für Investitionen umfassen Maßnahmen zur Liberalisierung von Investitionen und einen 
Rechtsrahmen zum Investitionsschutz mit Streitbeilegungsmechanismus bei 
Streitigkeiten zwischen Investoren des Partnerlands und dem Gastland. In den meisten 
Investitionsabkommen wird bei der Investor-Staat-Streitbeilegung (ISDS) ein internatio-
naler Rechtsrahmen für Schiedsverfahren angewendet. Diverse von der Zivilgesellschaft 
geäußerte Bedenken im Hinblick auf diesen internationalen Rechtsrahmen für Schieds-
verfahren haben die EU dazu veranlasst, eine Reform der Bestimmungen für Schiedsver-
fahren einzuleiten. Infolge einer Konsultation zur transatlantischen Handels- und 
Investitionspartnerschaft (TTIP) mit den Vereinigten Staaten von Amerika hat das 
Europäische Parlament gefordert, das internationale Schiedsgericht mit einem neuen 
System im Rahmen der Verhandlungen der EU über Handel und Investitionen zu 
ersetzen. Die EU und Kanada haben daraufhin das CETA neu verhandelt und eine neue 
Investitionsgerichtsbarkeit (Investment Court System, ICS) eingerichtet. 

Während der Rahmen verfahrenstechnisch dem überarbeiteten Schiedsverfahren des 
ersten CETA-Entwurfs ähnelt, weicht die ICS deutlich vom Schiedsgerichtsmodell ab. Die 
ICS besteht aus einem Gericht erster Instanz und einem Berufungsgericht. Im Gegensatz 
zur Schiedsgerichtsordnung können die Streitparteien ihre Gerichtsmitglieder nicht wäh-
len. Diese werden stattdessen auf der Grundlage eines Rotationsverfahrens aus einer 
Gruppe von Richtern ausgewählt und vom Gemischten CETA-Ausschuss für einen 
bestimmten Zeitraum ernannt. Die ICS orientiert sich bei der Auswahl und Vergütung der 
Richter am Berufungsgericht der Welthandelsorganisation. Die Richter erhalten eine 
Grundvergütung, die in ein Gehalt umgewandelt werden kann, wenn es der Arbeits-
aufwand rechtfertigt; so, wie es auch im WTO-Rahmen vorgesehen ist. Hauptgrund für 
das Grundvergütungssystem ist die relativ niedrige jährliche Fallzahl, die im Zusammen-
hang mit Investitionsabkommen vorgelegt wird. Das Nordamerikanische Freihandels-
abkommen (NAFTA) und der Vertrag über die Energiecharta, zwei der Abkommen mit 
der höchsten Anzahl an Investor-Staat-Streitigkeiten, kommen auf durchschnittlich 2,7 
bzw. 6,6 Fälle pro Jahr. Aufgrund der niedrigen Fallzahl und zur Eindämmung der Kosten 
für die Einrichtung einer ICS wird im Rahmen des CETA das Internationale Zentrum zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) als administratives Sekretariat genutzt, 
das für die organisatorische und logistische Unterstützung bei den Verfahren der ICS 
zuständig ist. 

Der Umstieg auf eine ICS wurde von einigen Parteien begrüßt, die der Schieds-
gerichtsbarkeit bisher kritisch gegenüberstanden aber offen für Reformen waren. Über 
einige der hochgelobten Systemneuerungen (wie den Verhaltenskodex) wird jedoch erst 
nach der Errichtung des Gerichtshofs entschieden, und die Entwicklungen werden daher 
überwacht. Für die Unterstützer der Schiedsgerichtsbarkeit stellt der Umstieg auf eine 
Investitionsgerichtsbarkeit einen Kompromiss dar. Der Rahmen zur Streitbeilegung nach 
internationalem Investitionsrecht wird zwar beibehalten, wenngleich der Investor 
anders als bei den Schiedsgerichten keinen Einfluss auf die Auswahl der Gerichts-
mitglieder hat. Der stärkste Widerstand gegen die ICS geht aber von denen aus, die einen 
primär nationalen Ansatz bei solchen Streitigkeiten befürworten. Die ICS ist ein 
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internationaler Gerichtshof und bietet einen internationalisierten Rechtsweg für den 
Schutz von ausländischen Investitionen, der sich vom Rechtsweg in Bezug auf die Men-
schenrechte unterscheidet, der den einheimischen Investoren offensteht. Die Kritik wird 
voraussichtlich in den Gesprächen über den vorgeschlagenen multilateralen Investitions-
gerichtshof nicht abreißen. Unterstützer des nationalen Ansatzes haben bereits Zweifel 
an der Vereinbarkeit der Investitionsgerichtsbarkeit mit dem Grundsatz der Autonomie 
der Unionsrechtsordnung geäußert. Die ICS kann jedoch aus verschiedenen, in dieser 
Analyse genannten Gründen von früheren EuGH-Gutachten zur Autonomie der Unions-
rechtsordnung abgegrenzt werden. 
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Verzeichnis der wichtigsten Abkürzungen 

 

AEUV: Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 

BIT: Bilaterales Investitionsabkommen 

CETA: Umfassendes Wirtschafts- und Partnerschaftsabkommen (Comprehensive 
Economic Partnership Agreement) 

ECV:  Vertrag über die Energiecharta 

EGMR: Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte 

EMRK: Europäische Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten (häufig als „Europäische Menschenrechtskonvention“ 
bezeichnet) 

EuGH: Gerichtshof der Europäischen Union 

EUSFTA: Freihandelsabkommen EU-Singapur (EU Singapore Free Trade Agreement) 

ICS: Investitionsgerichtsbarkeit (Investment Court System) 

ICSID: Internationales Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
(International Centre for Settlement of Investment Disputes) 

IHK: Internationale Handelskammer  

IIA: Internationales Investitionsabkommen 

ISDS: Investor-Staat-Streitbeilegung (Investor-state dispute settlement) 

KMU: Kleine und mittlere Unternehmen 

LCIA: Internationaler Schiedsgerichtshof London (London Court of International 
Arbitration)  

NAFTA: Nordamerikanisches Freihandelsabkommen (North American Free Trade 
Agreement) 

OECD:  Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik 

PC: Gericht für europäische Patente und Gemeinschaftspatente 

PCA: Ständiger Schiedshof (Permanent Court of Arbitration) 

SCC: Handelskammer Stockholm (Stockholm Chamber of Commerce) 

SSDS: Zwischenstaatliche Streitbeilegung (State-to-state dispute settlement) 

TTIP: Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (Transatlantic Trade 
and Investment Partnership) 

UNCITRAL: Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht 
(UN Commission on International Trade Law) 

UNCTAD: Konferenz der Vereinten Nationen für Handel und Entwicklung (United 
Nations Conference on Trade and Development) 

WTO AB: WTO-Berufungsgremium (WTO Appellate Body) 

WTO-DSB: Streitbeilegungsgremium der Welthandelsorganisation (World Trade 
Organization Dispute Settlement Body) 
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1. Einleitung 

Internationale Investitionsabkommen (IIA) umfassen vor allem Bestimmungen für den 
Schutz ausländischer Investitionen im Gaststaat und stellen einen Mechanismus zur 
Streitbeilegung bereit, um die Investorenrechte durchzusetzen. Traditionell wurden in 
Investitionsvereinbarungen die folgenden Instrumente für die Beilegung von Streits mit 
Investoren genutzt: Zugang des ausländischen Investors zu inländischen Gerichten, 
zwischenstaatliche Streitbeilegung (SSDS) über diplomatischen Schutz und Investor-
Staat-Streitbeilegung (ISDS) über internationale Schiedsverfahren. 

Vor dem Vertrag von Lissabon wurden IIA von den Mitgliedstaaten ausgehandelt. Nach 
Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon wurden ausländische Direktinvestitionen (ADI) 
in den Geltungsbereich der gemeinsamen Handelspolitik (Artikel 207 AEUV) aufgenom-
men. Die Europäische Union begann ebenfalls mit der Aushandlung internationaler 
Investitionsabkommen.1 

Abbildung 1 – Gesamtheit der derzeit geltenden bilateralen Investitionsabkommen,    
nach EU-Mitgliedstaat 

 
Quelle: UNCTAD-Daten (Stand: 2. Mai 2017). 

Von der EU ausgehandelte Investitionsvereinbarungen oder Investitionsschutzbestim-
mungen in EU-Handelsabkommen ersetzen die bestehenden bilateralen Investitions-
abkommen, die von EU-Mitgliedstaaten mit einem Drittland abgeschlossen wurden. Die 
Ersetzung impliziert, dass nach Inkrafttreten der EU-Investitionsbestimmungen 
bestehende bilaterale Abkommen von Mitgliedstaaten mit dem betreffenden Drittland 
unwirksam werden (vergleiche z. B. CETA, Artikel 30.8). 

                                                      
1 Die Daten in Abbildung 1 umfassen ausschließlich derzeit geltende bilaterale Investitionsabkommen 

(BIT) mit Mitgliedstaaten (sonstige internationale Abkommen mit Investitionsbestimmungen wurden 
nicht berücksichtigt). Die Daten umfassen BIT, die zwischen Mitgliedstaaten der EU geschlossen 
wurden (auch unter der Bezeichnung intra-EU-BIT bekannt). 
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Das umfassende Wirtschafts- und Handelsabkommen (CETA) zwischen der EU und 
Kanada ist das erste von der EU unterzeichnete Abkommen, das Investitionsschutz-
bestimmungen und ein Schiedsverfahren zur Durchsetzung dieser Schutzrechte umfasst. 
Das ISDS-Verfahren im CETA wurde anfänglich auf der Grundlage eines traditionellen 
Schiedsverfahrens ausgehandelt. Nach der öffentlichen Anhörung, die die Europäische 
Kommission im Rahmen der Handelsverhandlungen zwischen der EU und den 
Vereinigten Staaten von Amerika für eine transatlantische Handels- und Investitions-
partnerschaft durchgeführt hat, forderte das Europäische Parlament die Einrichtung 
eines neuen Systems für die Streitbeilegung mit eigens ernannten Richtern. Das für 
Handel zuständige Mitglied der EU-Kommission schlug daher das Modell für einen neuen 
Investitionsgerichtshof im Rahmen der TTIP-Verhandlungen vor. Obwohl die Verhand-
lungen für das CETA bereits beendet waren, wurde auch Kanada ein ähnlicher Vorschlag 
für einen neuen Investitionsgerichtshof unterbreitet. Mit Zustimmung Kanadas wurde 
die neue Investitionsgerichtsbarkeit (ICS) in das CETA eingeführt und das zuvor ausge-
handelte Schiedsverfahren ersetzt. 

Der Rat hat zwar beschlossen, CETA vorläufig anzuwenden, dennoch werden die Investi-
tionsbestimmungen noch nicht angewendet und treten erst nach dem abgeschlossenen 
Ratifizierungsverfahren in Kanada und der EU in Kraft.2 Die bestehenden bilateralen 
Investitionsabkommen, die zwischen EU-Mitgliedstaaten und Kanada geschlossen wur-
den, behalten daher ihre Gültigkeit und werden erst dann beendet, wenn CETA in Kraft 
tritt. 

Tabelle 1 – Geltende bilaterale Investitionsabkommen zwischen EU-Mitgliedstaaten und 
Kanada 

Inkrafttreten 

30. Januar 2001 

22. Januar 2012 

21. November 1993 

24. November 2011 

22. November 1990 

23. November 2011 

14. März 2012 

Quelle: UNCTAD-Daten (Stand: 2. Mai 2017). 

Der CETA-Investitionsgerichtshof könnte als Modell für andere laufende Handels-
verhandlungen der EU genutzt werden, bei denen die EU ein ähnliches Gericht einsetzen 
möchte. Die in das CETA eingeführte ICS bleibt zentrales Thema von Gesprächen und 
Debatten und führt auf Ebene der Mitgliedstaaten zu verschiedenen verfassungs-
rechtlichen Herausforderungen.3 Insbesondere zweifeln Kritiker an, inwieweit die neue 

                                                      
2 Für die EU-Ratifizierung müssen alle einzelstaatlichen Ratifizierungsverfahren der EU-Mitgliedstaaten 

abgeschlossen sein. 
3 Beispiele: Derzeit wird eine Verfassungsbeschwerde gegen CETA (einschließlich der Investitions-

gerichtsbarkeit) vor dem deutschen Bundesverfassungsgericht verhandelt (das im letzten Jahr bereits 
einen Eilantrag abgelehnt hat, der eine Unterzeichnung des Abkommens durch die deutsche Regierung 
verhindert hätte); in Frankreich wurde im Februar 2017 eine Verfassungsbeschwerde eingereicht, über 
die noch entschieden werden muss; auch in Kanada wurde eine Verfassungsbeschwerde eingereicht. 

http://investmentpolicyhub.unctad.org/IIA/CountryBits/35#iiaInnerMenu
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ICS die Probleme im Zusammenhang mit dem traditionellen ISDS-System für 
Schiedsverfahren löst. In der EU ist darüber hinaus die Vereinbarkeit des Investitions-
gerichtshofs mit dem Grundsatz der Autonomie in der Unionsrechtsordnung und der 
Rolle der EU-Gerichtshöfe ein wichtiger Gegenstand von Diskussionen. 

2. Investor-Staat-Streitbeilegung: Einleitung und Themen 

2.1. Investor-Staat-Streitigkeiten: Handlungsmöglichkeiten 

Ausländische Investoren können mit dem Gaststaat, in dem sie tätig sind, in Streit 
geraten, wenn bestimmte Maßnahmen des Gaststaates ihre Investitionen beeinträch-
tigen. Wenn ein Investor eine Maßnahme eines Gaststaates beanstanden möchte, 
stehen in der Regel zwei Wege offen: 

i) der Weg über die inländischen Gerichte, bei dem in den meisten Fällen 
inländische Rechtsvorschriften für Eigentumsrechte unmittelbar gelten, oder 

ii) der Weg über die internationale Rechtsprechung mit den folgenden 
Möglichkeiten: 

a) eine mittelbare Anfechtung über eine zwischenstaatliche Streitbeilegung 
unter Nutzung des Rechtswegs über den diplomatischen Schutz oder  

b) eine unmittelbare Anfechtung über eine Investor-Staat-Streitbeilegung 
(ISDS). 

Im Rahmen des ISDS-Verfahrens haben die Investoren unmittelbaren Zugang zum Schutz 
nach internationalem Recht, im Gegensatz zum Verfahrensweg über den diplomatischen 
Schutz, bei dem der Investor im Verfahren gegen das Gastgeberland durch seinen 
Heimatstaat vertreten wird.4 

Sowohl das ISDS- als auch das zwischenstaatliche Verfahren bestehen in der Regel aus 
zwei Verfahrensschritten: der Anhörungsphase und der Streitbeilegungsphase. In den 
meisten Abkommen wird zunächst eine Anhörung der Vertragsparteien verlangt, um sich 
vor dem Erreichen der Streitbeilegungsphase mit ihren konfrontativen Verfahren auf 
eine Beilegung der Streitigkeit zu einigen. Die Anhörungsphase ist für gewöhnlich 
vertraulich und folglich der am wenigsten transparente Teil des ganzen Verfahrens. Das 
Verfahren tritt in die Streitbeilegungsphase ein, wenn sich die Vertragsparteien in der 
Anhörungsphase nicht einigen können. Die Streitbeilegungsphase kann vor verschie-
denen Gremien stattfinden, je nach Abkommen, nach dem die Vertragsparteien das 
Verfahren eingeleitet haben. 

In früheren Abkommen mit Investitionsschutzbestimmungen waren die inländischen 
Gerichte – die inländisches Recht5 oder zwischenstaatliche Streitbeilegungsverfahren 

                                                      
4 J. W. Salacuse: The Law of Investment Treaties, Oxford University Press, 2010; K. Nadakavukaren 

Schefer: International Investment Law – Text, Cases and Materials, Edward Elgar Publishing, 2013. 
5 Siehe z. B.: Artikel IX des Freundschafts-, Handels- und Konsularvertrags zwischen der Republik 

Österreich und den Vereinigten Staaten von Amerika (1929). Eine Ausnahme in jüngerer Zeit stellt das 
Freihandelsabkommen zwischen Australien und den USA dar, nach dem inländische Gerichte für die 
Streitbeilegung zuständig sind. Zur Entscheidung, die im Freihandelsabkommen zwischen Australien 
und Vereinigten Staaten von Amerika getroffen wurde, siehe: W. S. Dodge: Investor-State Dispute 
Settlement between developed countries: reflections on the Australia-United States Free Trade 
Agreement, Vanderbilt Journal of Transnational Law, Bd. 39, 2006; L. E. Trakman: Choosing Domestic 
Courts over Investor-State Arbitration: Australia’s Repudiation of the Status Quo, UNSW Law Journal, 
Bd. 35(3), 2012. 

https://ustr.gov/trade-agreements/free-trade-agreements/australian-fta/final-text
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=911309
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=911309
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=911309
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=911309
http://www.unswlawjournal.unsw.edu.au/sites/all/themes/unsw/images/Leon-E-Trakman.pdf
http://www.unswlawjournal.unsw.edu.au/sites/all/themes/unsw/images/Leon-E-Trakman.pdf
http://www.unswlawjournal.unsw.edu.au/sites/all/themes/unsw/images/Leon-E-Trakman.pdf
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(SSDS) anwenden6 – hauptsächlich für die Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
Einzelpersonen und Staaten zuständig. Traditionellerweise sahen die Instrumente des 
Völkerrechts keine Rechte von Einzelpersonen vor, Ansprüche unmittelbar im Rahmen 
von Vertragsbestimmungen geltend zu machen; Einzelpersonen mussten die Beilegung 
daher über den Staat und Verfahren mit diplomatischem Schutz (über SSDS) anstrengen. 
Der Aufstieg von Einzelpersonen zu Akteuren des Völkerrechts hat jedoch eine Entwick-
lung der Investor-Staat-Streitbeilegung (ISDS) mit sich gebracht, bei der Investoren die 
Möglichkeit haben, mithilfe internationaler Schiedsgerichte unmittelbare Ansprüche 
gegenüber ihren Gastgeberländern geltend zu machen. Der Investor hatte demnach die 
Wahl, seine Ansprüche vor innerstaatlichen Gerichten oder in einem ISDS-Verfahren 
geltend zu machen. Einige Abkommen sehen den Zugang zum ISDS-Rahmen erst für den 
Fall vor, dass die innerstaatlichen Rechtsbehelfe ausgeschöpft wurden.7 

2.2. Schiedsverfahren und ISDS 

Ein Schiedsverfahren ist eine Streitbeilegungsmethode, bei der sich die Streitparteien 
darauf einigen, ihren Streit nach vereinbarten Normen und Verfahren einem Dritten 
(dem Schlichter oder den Schlichtern) zur Entscheidung vorzulegen und die Entscheidung 
dieses Dritten umzusetzen. Schiedsverfahren wurden zwar ursprünglich von Staaten zur 
friedlichen Lösung von Konflikten genutzt, werden jedoch heute häufig für die Beilegung 
von Investor-Staat-Streitigkeiten und Handelsstreitigkeiten zwischen privaten Parteien 
eingesetzt. Investor-Staat-Schiedsverfahren bieten im Vergleich zu ordentlichen 
Gerichtsverfahren einige Vorteile, wozu u. a. eine Entpolitisierung, der Eindruck einer 
höheren Verfahrensgeschwindigkeit und niedrigere Kosten zählen.8 Dies hat zur Entwick-
lung einer komplexen Handelsschiedsgerichtsbarkeit und auch zur Errichtung 
verschiedener Institutionen und zur Einführung rechtlicher Regelungen geführt.9 

Die internationale Schiedsgerichtsbarkeit ist zurzeit der weltweit am häufigsten genutzte 
Streitbeilegungsrahmen bei Investor-Staat-Streitigkeiten im Zusammenhang mit IIA (laut 
UNCTAD-Datenbank sind in 1 969 derzeit gültigen Abkommen ISDS-Bestimmungen in 
Kraft, wobei hier insgesamt 2 577 Abkommen verzeichnet sind).10 Es ist auch das 
Hauptsystem, das derzeit in den EU-Mitgliedstaaten verwendet wird (siehe Abbildung 2). 
Es wird derzeit in sieben bilateralen Investitionsabkommen der EU-Mitgliedstaaten mit 
Kanada eingesetzt.11 

                                                      
6 Siehe z. B.: Freundschafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrag zwischen den Vereinigten Staaten von 

Amerika und Deutschland; Freundschafts-, Handels- und Schifffahrtsvertrag zwischen den Vereinigten 
Staaten von Amerika und Italien; auch zum diplomatischen Schutz siehe: A. Alvarez-Jiménez: Foreign 
Investors, Diplomatic Protection and the International Court of Justice Decision on Preliminary 
Objections in the Diallo Case, North Carolina Journal of International Law and Commercial Regulation, 
Bd. 33 (2007). 

7 Zum Verhältnis von innerstaatlichen Gerichten und der internationalen Schiedsgerichtsbarkeit im 
Investitionsrecht siehe: C. Schreuer: Calvo’s Grandchildren: the return of local remedies in investment 
arbitration, The Law and Practice of International Courts and Tribunals, Bd. 1, 2005; W. Ben Hamida: 
Investment Treaties and Domestic Courts: A Transnational Mosaic Reviving Thomas Wälde’s Legacy, in 
Jacques Werner und Arif Hyder Ali (Hrsg.): A Liber Amicorum: Thomas Wälde: Law Beyond 
Conventional Thought, CMP Publishing Ltd., 2009. 

8 UNCTAD: Investor-State Disputes: Prevention and Alternatives to Arbitration, UNCTAD Series on 
International Investment Policies for Development, 2010. 

9 J. Salacuse: a.a.O., S. 353-392. 
10 UNCTAD-Daten (Stand: 2. Mai 2017). 
11 Quelle: Abkommen zwischen der Regierung von Kroatien und der Regierung von Kanada zur Förderung 

und zum Schutz von Investitionen; Abkommen zwischen Kanada und der Tschechischen Republik zur 

http://www.univie.ac.at/intlaw/pdf/cspubl_75.pdf
http://www.univie.ac.at/intlaw/pdf/cspubl_75.pdf
http://www.univie.ac.at/intlaw/pdf/cspubl_75.pdf
https://www.ogel.org/downloads/tw-liberamicorum.pdf
https://www.ogel.org/downloads/tw-liberamicorum.pdf
https://www.ogel.org/downloads/tw-liberamicorum.pdf
http://unctad.org/en/docs/diaeia200911_en.pdf
http://unctad.org/en/docs/diaeia200911_en.pdf
http://unctad.org/en/docs/diaeia200911_en.pdf
http://investmentpolicyhub.unctad.org/IIA/mappedContent#iiaInnerMenu
http://investmentpolicyhub.unctad.org/Download/TreatyFile/604
http://investmentpolicyhub.unctad.org/Download/TreatyFile/606
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Abbildung 2 – Derzeit gültige Abkommen von EU-Mitgliedstaaten mit ISDS-Bestimmungen 

 
Quelle: UNCTAD (Stand: 2. Mai 2017). 

Schiedsgerichte sind keine ständigen Gerichte; sie werden stattdessen im Konfliktfall auf 
Antrag der Streitparteien eingerichtet. Schiedsgerichte werden üblicherweise im admi-
nistrativen Rahmen von Institutionen wie dem Internationalen Zentrum zur Beilegung 
von Investitionsstreitigkeiten (ICSID), der Internationalen Handelskammer (IHK), dem 
Schiedsgerichtsinstitut der Stockholmer Handelskammer (SCC), dem Internationen 
Schiedsgerichtshof London (LCIA) und dem Ständigen Schiedshof (PCA) ausgerichtet.12 

Mit Ausnahme des ICSID können alle Institutionen die Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen allen Streitparteien ausrichten, sofern diese der Einleitung eines Schiedsver-
fahrens in diesen Institutionen zugestimmt haben. Das ICSID ist in der Regel für 
Streitigkeiten zwischen Unterzeichnern des ICSID-Übereinkommens zuständig.13 Bei 
Streitigkeiten zwischen einem Unterzeichnerstaat oder einem Investor aus einem 
Unterzeichnerstaat auf der einen und einem Investor von einem Nichtunterzeichner 
oder aus einem Nichtunterzeichnerstaat kann das ICSID gemäß den Regeln für die 
Zusatzeinrichtung dennoch die Zuständigkeit übernehmen.14 

Schiedsgerichte können nach sehr unterschiedlichen Regeln errichtet werden. In einigen 
Abkommen sind Ad-hoc-Regelungen festgelegt, und die Schiedsgremien müssen sich an 

                                                      

Förderung und zum Schutz von Investitionen; Abkommen zwischen der Regierung von Kanada und der 
Regierung der Republik Ungarn zur Förderung und zum Schutz von Investitionen; Abkommen zwischen 
der Regierung von Kanada und der Regierung von Lettland zur Förderung und zum Schutz von 
Investitionen; Abkommen zwischen der Regierung von Kanada und der Regierung der Republik Polen 
zur Förderung und zum gegenseitigen Schutz von Investitionen; Abkommen zwischen der Regierung 
von Rumänien und der Regierung von Kanada zur Förderung und zum gegenseitigen Schutz von 
Investitionen; Abkommen zwischen Kanada und der Slowakischen Republik zur Förderung und zum 
Schutz von Investitionen. 

12 Internationales Zentrum zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID), Internationale 
Handelskammer (IHK), Schiedsgerichtsinstitut der Stockholmer Handelskammer (SCC), Internationaler 
Schiedsgerichtshof London (LCIA) und Ständiger Schiedshof (PCA). 

13 ICSID-Übereinkommen. 
14 ICSID Regeln für die Zusatzeinrichtung. 

93 92

84 83

70
66 66 66 64 64 63

55
51 50 48 46 46 44

41 39 37 37 35

24
21 19

10

0
0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

U
n

it
ed

 K
in

gd
o

m

Fr
an

ce

G
e

rm
an

y

N
e

th
e

rl
an

d
s

C
ze

ch
 R

ep
u

b
lic

B
el

gi
u

m

It
al

y

Lu
xe

m
b

o
u

rg

Fi
n

la
n

d

Sp
ai

n

R
o

m
an

ia

Sw
ed

en

H
u

n
ga

ry

A
u

st
ri

a

C
ro

at
ia

Li
th

u
an

ia

P
o

la
n

d

D
en

m
ar

k

B
u

lg
ar

ia

P
o

rt
u

ga
l

G
re

ec
e

Sl
o

va
ki

a

La
tv

ia

Sl
o

ve
n

ia

C
yp

ru
s

Es
to

n
ia

M
al

ta

Ir
el

an
d

http://investmentpolicyhub.unctad.org/IIA/mappedContent#iiaInnerMenu
http://investmentpolicyhub.unctad.org/Download/TreatyFile/615
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http://investmentpolicyhub.unctad.org/Download/TreatyFile/618
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http://investmentpolicyhub.unctad.org/Download/TreatyFile/3503
http://investmentpolicyhub.unctad.org/Download/TreatyFile/634
https://icsid.worldbank.org/en/
http://www.iccwbo.org/
http://www.iccwbo.org/
http://www.sccinstitute.com/
http://www.lcia.org/
http://www.lcia.org/
https://pca-cpa.org/en/home/
https://icsid.worldbank.org/en/Documents/icsiddocs/ICSID%20Convention%20English.pdf
https://eguides.cmslegal.com/pdf/arbitration_volume_II/CMS%20GtA_Vol%20II_3_11_ICSID%20Additional%20Facility%20Rules.pdf
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diese Regelungen halten. Alle Gremien haben auch ihre eigenen Regeln,15 die auf die 
Streitigkeit angewendet werden können, sofern das Abkommen keine anderen 
Bestimmungen enthält oder eben jene Regeln zu den Schiedsregeln bestimmt. Die 
Parteien können die Gerichte auch bitten, die Regeln anzuwenden, die von der 
Kommission der Vereinten Nationen für internationales Handelsrecht (UNCITRAL) fest-
gelegt wurden,16 wenn sich im Abkommen auf diese Regeln als Restregeln bezogen wird. 
Ein Vergleich dieser Schiedsordnungen ist dem Anhang dieser eingehenden Analyse zu 
entnehmen. 

In der Regel umfassen die ISDS-Bestimmungen in Abkommen die folgenden Schritte bei 
Schiedsverfahren:17 

 Schiedsverfahren bedürfen der Zustimmung der Parteien. In einigen Fällen wird 
diese Zustimmung im Abkommen nicht eindeutig erteilt. Sie muss stattdessen bei 
jedem Streitfall in Form einer schriftlichen zwischen Investor und Staat 
abgeschlossenen Schiedsvereinbarung festgelegt werden. 

 Für die meisten Schiedsgerichte bildet diese Schiedsvereinbarung das wesent-
liche Element, durch das sie die gerichtliche Zuständigkeit dafür erhalten, ein 
Schiedsgericht nach den für den Streit geltenden Regeln zu errichten. 

 Nach der Einigung der Streitparteien auf die Schiedsrichter und der Errichtung 
des Schiedsgerichts kann das Verfahren beginnen. Am Ende wird ein Schieds-
spruch mit dem Urteil des Gerichts erlassen. Im Schiedsspruch wird die Entschä-
digungssumme festgelegt und gegebenenfalls die Übernahme der Gerichtskosten 
entschieden. Er ist für die Parteien endgültig und bindend, schafft jedoch keinen 
bindenden Präzedenzfall, der auf andere Fälle angewendet werden kann. In der 
Praxis verweisen die Gerichte allerdings häufig auf frühere Schiedssprüche. 

Die gerichtliche Überprüfung eines Schiedsspruchs ist generell eingeschränkt. In einigen 
Schiedsordnungen ist eine beschränkte Überprüfung oder Aufhebung möglich, wobei 
dies kein Berufungsverfahren darstellt, da kein neuer revidierter Schiedsspruch erlassen 
wird. Ein Aufhebungs- oder Überprüfungsverfahren führt häufig zur (teilweisen) Aufhe-
bung eines früheren Schiedsspruchs. So ist beispielsweise das Aufhebungsverfahren 
nach dem ICSID-Übereinkommen derzeit äußerst beschränkt. Gemäß Artikel 52 des 
Übereinkommens18 kann eine Aufhebung nur aus den folgenden Gründen erfolgen: das 
Schiedsgericht wurde nicht korrekt zusammengestellt; es wurde von einer grund-
legenden Verfahrensregel abgewichen; das Schiedsgericht hat seine Befugnisse 
überschritten oder seinen Schiedsspruch nicht begründet und Korruption eines der 
Gerichtsmitglieder. 

                                                      
15 Bezüglich des ICSID siehe die in den Fußnoten 13 und 14 genannten Regeln im ICSID-Übereinkommen 

bzw. Regeln für die Zusatzeinrichtung; Internationale Handelskammer (IHK), das Schiedsgerichtsinstitut 
der Stockholmer Handelskammer (SCC), Internationaler Schiedsgerichtshof London (LCIA) und 
Ständiger Schiedshof (PCA). 

16 UNCITRAL-Schiedsgerichtsordnung, in der 2013 geänderten Fassung. 
17 Weitere Informationen zu den verschiedenen Phasen sind enthalten in T. Cole et al.: Legal instruments 

and practice of arbitration in the EU, Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle 
Angelegenheiten, Europäisches Parlament, 2014. 

18 ICSID-Übereinkommen. 

http://www.iccwbo.org/Products-and-Services/Arbitration-and-ADR/Arbitration/Rules-of-arbitration/Download-ICC-Rules-of-Arbitration/ICC-Rules-of-Arbitration-in-several-languages/
http://www.sccinstitute.com/dispute-resolution/rules/
http://www.sccinstitute.com/dispute-resolution/rules/
http://www.lcia.org/Dispute_Resolution_Services/lcia-arbitration-rules-2014.aspx
https://pca-cpa.org/en/services/arbitration-services/pca-arbitration-rules-2012/
http://www.uncitral.org/pdf/english/texts/arbitration/arb-rules-2013/UNCITRAL-Arbitration-Rules-2013-e.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2015/509988/IPOL_STU(2015)509988_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2015/509988/IPOL_STU(2015)509988_EN.pdf
https://icsid.worldbank.org/en/Documents/icsiddocs/ICSID%20Convention%20English.pdf
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2.3. Kritik am ISDS-Verfahren 

Ziel der Investitionsabkommen war der Schutz ausländischer Investoren. Der 
internationale öffentliche Rechtsrahmen bietet Sicherheit vor Rechtsänderungen im 
innerstaatlichen Recht, die kein Mindestmaß an Investitionsschutz zugestehen, und 
bietet zudem ein neutrales, entpolitisiertes Forum zur Beilegung von Streitigkeiten über 
ausländische Investitionen zwischen ausländischen Investoren und Gaststaaten. Der 
Rechtsschutz nach Investitionsabkommen, die ISDS-Bestimmungen enthalten, sollte 
daher Rechtssicherheit für Investoren schaffen und so ausländische Investitionen in 
Ländern erhöhen.19 

Trotz dieser sinnvollen Ziele wurde das Bestehen des ISDS-Mechanismus aus mehreren 
Gründen kritisiert, u. a. aus den folgenden:20 

 Schiedssprüche nach ISDS-Bestimmungen sind mitunter uneinheitlich und unzusam-
menhängend in ihrer Auslegung der IIA-Bestimmungen.21 Wenngleich dieser Mangel 
an Kohärenz zum Teil durch die Vielzahl an Formulierungen in den verschiedenen 
Investitionsabkommen bedingt ist, hat er statt zu mehr Rechtssicherheit 
vermeintlich zu mehr Unsicherheit und Unberechenbarkeit geführt. 

 Die Furcht vor einem potenziellen Entzug des Hoheitsrechts des Staates zur 
Regulierung; da die Einführung bestimmter Arten von Rechtsvorschriften zur 
Verfolgung legitimer politischer Ziele nach der ISDS Ansprüche von ausländischen 
Investoren nach sich ziehen könnte, deren Geschäftstätigkeit beeinträchtigt wird. 
Dies soll eine „abschreckende Wirkung“ haben, weshalb Staaten von der Regulie-
rung eines Bereichs Abstand nehmen, um jegliche Haftung zu vermeiden (insbe-
sondere nach den Regeln für indirekte Enteignung und Vertrauensschutz).22 

 Ziel ausländischer Investoren kann es sein, ihre Hauptsitze zu verlagern oder 
Tochtergesellschaften in bestimmten Staaten zu gründen, um von den Vorteilen 
in bestimmten IIA zu profitieren. Dieser Vorgang wird auch als „Forum Shopping“ 
(die Wahl des günstigsten Gerichtsstandes) oder „Nationalplanung“ bezeichnet.23 
Die Beziehung zu innerstaatlichen Gerichten ist ebenfalls problematisch 
gewesen.24 In einigen Fällen haben Investoren Parallelverfahren angestrengt. Um 
dieses Problem zu vermeiden, wurden drei wesentliche Herangehensweisen ent-
wickelt. Die Staaten, die eine Streitbeilegung durch innerstaatliche Gerichte 
bevorzugen, haben die Voraussetzung eingeführt, dass zunächst alle lokalen 
Rechtsbehelfe erschöpft sein müssen. Diese Herangehensweise wurde jedoch 

                                                      
19 Eine eingehendere Analyse der Grundgedanken zum Investitionsschutz ist enthalten in: Laura Puccio: 

Investment rules in trade agreements: Developments and issues in light of the TTIP debate, 
Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, 2015. 

20 Eine Übersicht über die Kritikpunkte wurde auch im folgenden Briefing vorgelegt: Marta Latek: 
Investor-State Dispute Settlement (ISDS) – State of play and prospects for reform, Wissenschaftlicher 
Dienst des Europäischen Parlaments, Europäisches Parlament, 2015; siehe auch: T. Cole et al.: a.a.O. 
18; Hindelang: Study on Investor-State Dispute Settlement ('ISDS') and alternatives of dispute 
resolution in international investment law, in Kuijper et al.: Investor-State dispute settlement (ISDS) 
provisions in the EU's international investment agreements, Fachabteilung Externe Politikbereiche der 
Union, Europäisches Parlament, 2014. 

21 UNCTAD: Reform of Investor-State Dispute Settlement: In search of a roadmap, Vereinte Nationen, 2013. 
22 J. Kelsey und L. Wallach: Investor-state' disputes in trade pacts threaten fundamental principles of national 

judicial systems, University of Auckland and Public Citizen's Global Trade Watch, Washington DC, 2012. 
23 UNCTAD, a.a.O. 
24 Siehe oben, Anmerkung 7. 

http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2015/568333/EPRS_IDA(2015)568333_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2015/568333/EPRS_IDA(2015)568333_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/BRIE/2015/545736/EPRS_BRI(2015)545736_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2014/534979/EXPO_STU(2014)534979(ANN01)_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2014/534979/EXPO_STU(2014)534979(ANN01)_EN.pdf
http://unctad.org/en/PublicationsLibrary/webdiaepcb2013d4_en.pdf
http://unctad.org/en/PublicationsLibrary/webdiaepcb2013d4_en.pdf
https://www.citizen.org/documents/isds-domestic-legal-process-background-brief.pdf
https://www.citizen.org/documents/isds-domestic-legal-process-background-brief.pdf
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kritisiert, da dadurch das Verfahren in die Länge gezogen und die Kosten erhöht 
werden, wodurch den Investoren zwei der Vorteile des ISDS-Rahmens 
(Geschwindigkeit und Kosten) vorenthalten werden. Diese Kritiker bevorzugten 
generell eine Herangehensweise, bei der sich der Investor zwischen den 
innerstaatlichen und den internationalen Schiedsverfahren entscheiden muss 
(diese Art von Klausel wird als „fork-in-the-road-clause“ (Weggabelungsklausel) 
bezeichnet). Diese Weggabelung impliziert, dass der Investor seine Entscheidung 
für das innerstaatliche oder internationale Schiedsverfahren nachträglich nicht 
mehr rückgängig machen kann. Bei der dritten Herangehensweise, dem „no u-
turn approach“ (kein Weg zurück) dürfen sich Investoren zunächst für innerstaat-
liche Gerichtsverfahren entscheiden und dann auf die Schiedsgerichtsbarkeit 
zurückgreifen. Wenn sich der Investor für die Schiedsgerichtsbarkeit entscheidet, 
kann er jedoch vor innerstaatlichen Gerichten keine Ansprüche mehr geltend 
machen.  

 ISDS-Verfahren mangelt es an Transparenz, da bei Schiedsverfahren Vertrau-
lichkeit ein Kernelement darstellt.25 Die meisten Schiedsgerichte verlangen von 
den Streitparteien die Zustimmung zur Veröffentlichung von Informationen zum 
Streit (siehe Anhang), wodurch es unwahrscheinlich wird, dass sich dies 
kurzfristig ändert. 

 Einige Schiedsrichter waren unter Umständen in der Vergangenheit Berater der 
beteiligten Streitparteien, haben Gutachten zum Thema in einem wissenschaft-
lichen Aufsatz oder bei einem früheren Schiedsspruch abgegeben oder waren in 
einem ähnlichen Fall als Berater für andere Parteien tätig. Diese Umstände 
werfen Fragen bezüglich der Unvoreingenommenheit bestimmter Schiedsrichter 
auf (wenngleich alle Gerichte die Unvoreingenommenheit und Unabhängigkeit 
der Schiedsrichter verlangen).26 

 Die Kosten für Schiedsverfahren werden häufig auf die Parteien verteilt (und nicht 
auf der Grundlage der Regel zugewiesen, dass die unterliegende Partei die Kosten 
trägt). Wenn ein Staat bei einem Anspruch unterliegt, fällt der Schadensersatz 
zudem in der Regel sehr hoch aus. Laut UNCTAD waren Staaten in 36,4 % aller 
bekannten Schiedsverfahren die obsiegenden Parteien; Investoren in 26,7 % der 
Verfahren; 24,4 % der Verfahren wurden gütlich beigelegt; der Rest der Verfahren 
wurde entweder eingestellt oder zugunsten keiner Partei entschieden (ohne 
Schadensersatz zuzusprechen).27 Einige erachteten die Verfahrenskosten als (zu) 
hoch für kleine und mittlere Unternehmen (KMU), wenngleich OECD-Daten 
belegen, dass auch KMU Schiedsverfahren genutzt haben.28 

Einige dieser Probleme können durch eine bessere Definition und Klarstellung der Regeln 
für Investitionen in IIA gelöst werden.29 Dies war auch der Hauptansatz im NAFTA, wo 

                                                      
25 UNCTAD, a.a.O. 
26 OECD: Investor-state dispute settlement: summary reports by experts at 16th Freedom of information 

roundtable, OECD, 2012. 
27 UNCTAD-Daten, Stand: 10. Mai 2017; Anm.: Diese Daten wurden aus 495 auf der Grundlage von 

Abkommen abgeschlossener Schiedsverfahren erhoben. 
28 D. Gaukrodger und K. Gordon: Investor-State Dispute Settlement: A scoping paper for the Investment 

Policy Community, OECD Working Papers on International Investment, OECD, 2012/03. 
29 L. Puccio: Investment rules in trade agreements: Developments and issues in light of the TTIP debate, 

Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments, Europäisches Parlament, 2015. 

https://www.oecd.org/daf/inv/investment-policy/50241347.pdf
https://www.oecd.org/daf/inv/investment-policy/50241347.pdf
https://www.oecd.org/daf/inv/investment-policy/50241347.pdf
http://investmentpolicyhub.unctad.org/ISDS
http://www.oecd.org/investment/investment-policy/WP-2012_3.pdf
http://www.oecd.org/investment/investment-policy/WP-2012_3.pdf
http://www.oecd.org/investment/investment-policy/WP-2012_3.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2015/568333/EPRS_IDA(2015)568333_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2015/568333/EPRS_IDA(2015)568333_EN.pdf
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einige Investoren Regulierungsmaßnahmen von NAFTA-Staaten nach den Bestimmun-
gen des NAFTA-Kapitels über Investitionen angefochten haben.30 Aufgrund dieser 
Anfechtungen begrenzten Letztere die Auslegungsfreiheit der Schiedsrichter mit einem 
verbindlichen Interpretationsvermerk.31 

2.4. Erste Reform des ISDS-Rahmens 

 Erste Reform der ISDS-Verfahren in abgeschlossenen EU-Handelsverhandlungen 
Im ersten von der Europäischen Kommission für das CETA und das Freihandelsabkom-
men zwischen der EU und Singapur (EUSFTA) vorgeschlagenen Konzept wird die Schieds-
gerichtsbarkeit als Instrument für Investor-Staat-Streitbeilegungsverfahren genutzt. Das 
Konzept vereint einige Eigenschaften eines Verfahrens ähnlich dem ICSID-Verfahren mit 
verschiedenen Neuerungen entsprechend den neuen Praktiken aus verschiedenen IIA 
oder entsprechend den UNCITRAL-Regeln:32 

 Im ICSID-Verfahren werden Schiedsrichter aus einer Liste von Schiedsrichtern 
ausgewählt, die von den Vertragsstaaten des Übereinkommens nominiert wur-
den. Im CETA und EUSFTA wurde ursprünglich ein ähnlicher Ansatz verfolgt, bei 
dem sich die Vertragsparteien auf eine Liste mit Schiedsrichtern einigten, von der 
sie dann die Mitglieder des Gerichts wählen konnten. Wie bei einem ICSID-
Verfahren einigen sich die Streitparteien (also einschließlich des privaten 
Investors) auf die Auswahl der Schiedsrichter, die das Schiedspanel bilden. 
Kommentatoren, die einen ständigen internationalen Gerichtshof oder inlän-
dische Gerichte bevorzugen, wollten vermeiden, dass private Investoren ihren 
eigenen Schiedsrichter auswählen (was der Funktionsweise eines „privaten 
Schiedsgerichts“ ähnelt). Die Europäische Kommission war der Auffassung, dass 
dieses Problem indirekt durch die Vorgabe gelöst wird, dass die Schiedsrichter 
aus einer zuvor von den Vertragsparteien festgelegten Liste ausgewählt werden. 
Durch die Lösung der Kommission wurde die Verbindung zwischen dem Investor 
und dem Schiedsrichter jedoch nicht unterbrochen, da der Investor über Mit-
spracherecht bei der Auswahl der Schiedsrichter verfügt. 

 Während die meisten Abkommen und Schiedsgerichtsordnungen sowohl die 
Unvoreingenommenheit als auch die fachliche Befähigung der Schiedsrichter im 
Völkerrecht verlangen, schließt das CETA auch einen Verhaltenskodex für 
Schiedsrichter ein. 

 Im CETA (sowie im derzeit gültigen EUSFTA) ist die Einreichung auf der Basis 
„amicus curiae“ möglich. Dies sind Einreichungen von Gruppen, die ein Interesse 
am Fall haben und ihre Erläuterung zum bestehenden Problem darlegen 
möchten. „Amicus curiae“ wurde im CETA in derselben Form eingeführt wie in 
den einschlägigen UNCITRAL-Bestimmungen. 

 Im CETA wurde eine „no u-turn“-Klausel („Kein Weg zurück“) eingeführt, nach der 
Investoren, die ein Schiedsverfahren nach dem Abkommen anstrengen, die 

                                                      
30 Eine Übersicht der NAFTA-Fälle ist enthalten in: S. Sinclair: NAFTA Chapter 11 investor-state disputes, 

Canadian centre for policy alternatives, 2015. 
31 Verbindliche Auslegungen können von der NAFTA-Handelskommission gemäß NAFTA Artikel 1131 

Absatz 2 herausgegeben werden. Von der NAFTA-Handelskommission herausgegebene bindende 
Auslegung u. a. zur fairen und gleichberechtigten Behandlung. 

32 Elfriede Bierbrauer: Negotiations on the EU-Canada comprehensive economic and trade agreement 
(CETA) concluded, Generaldirektion für externe Politikbereiche der Union – Fachabteilung, 
Europäisches Parlament, 2014. 

https://www.policyalternatives.ca/sites/default/files/uploads/publications/National%20Office/2015/01/NAFTA_Chapter11_Investor_State_Disputes_2015.pdf
https://www.nafta-sec-alena.org/Home/Legal-Texts/North-American-Free-Trade-Agreement#A1112
https://www.nafta-sec-alena.org/Home/Legal-Texts/North-American-Free-Trade-Agreement#A1112
http://www.state.gov/documents/organization/38790.pdf
http://www.state.gov/documents/organization/38790.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2014/536410/EXPO_IDA(2014)536410_EN.pdf
http://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/IDAN/2014/536410/EXPO_IDA(2014)536410_EN.pdf
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Verfahren in Bezug auf diesen Anspruch vor den lokalen Gerichten einstellen 
mussten. Dies schloss auch die frühzeitige Abweisung leichtfertiger Klagen ein. 
Darüber hinaus wurde im CETA eine Bestimmung eingeführt, mit der sicherge-
stellt wird, dass Drittunternehmen, die Briefkastenfirmen sind, nicht vom Schutz 
nach dieser Vereinbarung profitieren konnten (siehe Abschnitt 3.4.1 dieser 
eingehenden Analyse). 

 Eine Klausel zur Beschränkung der Rechtsmittel (insbesondere kein Strafschaden-
ersatz und die Begrenzung auf die finanzielle Entschädigung für erlittene 
Verluste). 

 Das CETA enthält zudem eine „Rendez-vous“-Klausel (Überprüfungsklausel), die 
die Möglichkeit eines zukünftigen Gesprächs über die Einrichtung eines 
ordnungsgemäßen Berufungsgremiumsverfahrens vorsieht. 

 Konsultationsverfahren nach TTIP und Schaffung eines neuen 
Investitionsgerichtshofmodells 
In den von der Kommission initiierten öffentlichen Anhörungen zum Investitionsschutz 
in den TTIP-Verhandlungen zwischen der EU und den Vereinigten Staaten von Amerika 
wurde der Wunsch von Teilen der EU-Zivilgesellschaft nach weiteren Reformen der 
Bestimmungen für internationale Investitionen bekräftigt. In den Beiträgen zur Konsul-
tation wurden Bedenken oder Ablehnung gegen die Nutzung von ISDS in TTIP geäußert 
und Kommentare zur Herangehensweise der EU in TTIP abgegeben. 

Laut dem Bericht der Kommission über die Konsultation33 gingen insgesamt 149 399 
Beiträge ein: 139 464 wurden als kollektive Beiträge eingereicht, es gab 6 346 Wiedervor-
lagen und 3 589 Einzeleinreichungen. Die Teilnehmer stammten aus der gesamten EU, 
wobei 97 % der Beiträge aus den folgenden sieben Mitgliedstaaten eingingen: Vereinigtes 
Königreich (34,8 %), Österreich (22,6 %), Deutschland (21,8 %), Frankreich (6,5 %), Belgien 
(6,3 %), die Niederlande (3,3 %) und Spanien (1,7 %). Zu den Rückmeldungen und 
Teilnehmern zählten: 8 Beiträge aus der Wissenschaft (u. a. ein gemeinsamer Beitrag von 
120 wissenschaftlichen Sachverständigen); 60 Unternehmen (darunter 19 Großunterneh-
men, u. a. einige Unternehmen, die häufiger die ISDS nutzen wie Chevron, Japan Tobacco, 
Philip Morris); Wirtschaftsverbände; Verbraucherorganisationen; Beratungsgesellschaften 
und Anwaltskanzleien; Regierungsinstitutionen (insbesondere regionale Regierungen und 
Parlamente oder politische Parteien sowie einige Städte); Gewerkschaften; Reflexions-
gruppen; und Nichtregierungsorganisationen (auf EU- und nationaler Ebene). Auch einige 
Juristenverbände sowie einige der wichtigen Schiedsgerichtshöfe wie der Ständige 
Schiedshof, die Stockholmer Handelskammer und das ICSID beteiligten sich an der 
Konsultation. 

Laut Bericht der Europäischen Kommission waren NRO34 grundsätzlich der Ansicht, dass 
nur innerstaatliche Gerichte für die Beilegung von Streitigkeiten zwischen Staaten und 
ausländischen Investoren genutzt werden sollten. Mehrere dieser Teilnehmer merkten an, 
dass innerstaatliche Gerichte die Gleichheit vor dem Gesetz sicherstellen würden, wohin-
gegen die ISDS Investoren bevorteilen würde. Eine bedeutende Anzahl der NRO und einige 
Gewerkschaften vertraten die Ansicht, dass die zwischenstaatliche Streitbeilegung statt-
dessen als ausreichend für den Umgang mit Investitionsfragen erachtet werden sollte. Eine 

                                                      
33 Arbeitsunterlage der Kommissionsdienststellen: Report on the online public consultation on 

investment protection and investor-to-state dispute settlement (ISDS) in the Transatlantic Trade and 
Investment Partnership Agreement (TTIP), SWD(2015) 3 final, 13. Januar 2015. 

34 Fast die Hälfte der NRO, die die Frage nach dem Verhältnis von ISDS und inländischen Gerichten beantworteten. 

http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/january/tradoc_153044.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/january/tradoc_153044.pdf
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bestimmte Anzahl von Teilnehmern lehnte die ISDS nicht gänzlich ab und bot spezifische 
Stellungnahmen zu einem möglichen ISDS-Mechanismus an, wenngleich sie weiterhin dem 
Weg durch die innerstaatlichen Gerichte den Vorzug gaben. 

Im Gegensatz zu den anderen Teilnehmern sprachen sich Wirtschaftsverbände und 
Großunternehmen und auch die Internationale Handelskammer zugunsten der ISDS aus 
und wiesen auf die Probleme hin, die in bestimmten nationalen Rechtssystemen nicht 
gelöst werden können. Beim im Falle der TTIP angeführten Beispiel wurde dargelegt, 
dass nach US-Recht eine Diskriminierung zugunsten lokaler Unternehmen zulässig sei 
und daher Ansprüche im Hinblick auf Nichtdiskriminierung nur nach einem internatio-
nalen Rahmen für Investitionsrecht geregelt werden könnten. Einige der Teilnehmer 
vertraten die Ansicht, dass ein Rückgriff auf ISDS-Verfahren das Zusprechen von Entschä-
digungen für Völkerrechtsverstöße ermögliche, was einigen innerstaatlichen Gerichten 
verwehrt sei. Alle Großunternehmen und Wirtschaftsverbände äußerten sich gegen die 
Verpflichtung zur Ausschöpfung innerstaatlicher Rechtsmittel, da dies die Kosten erhöhe 
und die ISDS für KMU unzugänglich mache. 

Nach der Konsultation setzte die Europäische Kommission die Verhandlungen über das 
Kapitel über Investitionen aus, nahm jedoch erneut Gespräche zu den Merkmalen eines 
möglichen Kapitels über Investitionen im TTIP mit Stakeholdern, insbesondere mit dem 
Ausschuss für internationalen Handel (INTA) des Europäischen Parlaments und den EU-
Mitgliedstaaten, auf. Die Kommission legte im Mai 2015 ein Konzeptpapier vor, in dem 
sie weitere Änderungen am ISDS vorschlug, um die Unterstützung des Europäischen 
Parlaments für das Kapitel zu erlangen.35 In seinen im Juli 2015 angenommenen Ent-
schließungen zu den TTIP-Verhandlungen forderte das Europäische Parlament, das ISDS-
Verfahren durch ein neues Verfahren zu ersetzen.36 

Die Kommission reichte anschließend im September 2015 den Vorschlag für eine neue 
Investitionsgerichtsbarkeit (ICS) ein, die im Rahmen des TTIP verhandelt werden sollte.37 
Die Mitglieder des Europäischen Parlaments unterstützten zwar die Möglichkeit, die 
Einrichtung einer neuen Investitionsgerichtsbarkeit im Rahmen der TTIP zu prüfen, 
forderten in der Debatte aber auch, dass das ISDS-Verfahren in anderen in Verhandlung 
oder Finalisierung befindlichen Handels- und Investitionsabkommen der EU, einschließ-
lich des CETA, ersetzt wird. In seiner Entschließung zur „Handel für alle“-Strategie der 
Kommission38 rief das Europäische Parlament zur Fortsetzung der Debatte über die 
Investitionsgerichtsbarkeit auf, insbesondere über deren Verhältnis zur Unionsrechts-
ordnung und den Befugnissen der EU-Gerichte.39 Das Parlament deutete auch die 
Multilaterisierung des Vorschlags für einen Investitionsgerichtshof an.40 

                                                      
35 Europäische Kommission: Investitionen in der TTIP und darüber hinaus: der Reformkurs Stärkung des 

Rechts auf Regulierung und Übergang von den derzeitigen Ad-hoc-Schiedsverfahren zu einem 
Investitionsgericht. 

36 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 8. Juli 2015 zu den Verhandlungen über die 
Transatlantische Handels- und Investitionspartnerschaft (2014/2228(INI)). 

37 Europäische Kommission – Pressemitteilung: Kommission schlägt Investitionsgerichtsbarkeit für TTIP 
und andere EU-Handels- und Investitionsabkommen vor, 16. September 2015. 

38 Europäische Kommission: Handel für alle: Hin zu einer verantwortungsbewussteren Handels- und 
Investitionspolitik, 2015. 

39 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 5. Juli 2016 zu einer auf die Zukunft ausgerichtete 
innovative Strategie für Handel und Investitionen (2015/2105(INI)). 

40 Ebenda. 

http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/may/tradoc_153455.pdf
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2015-0252+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2014/2228(INI)
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-15-5651_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-15-5651_de.htm
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/october/tradoc_153880.PDF
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/october/tradoc_153880.PDF
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/october/tradoc_153880.PDF
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P8-TA-2016-0299+0+DOC+XML+V0//DE
http://www.europarl.europa.eu/oeil/popups/ficheprocedure.do?lang=en&reference=2015/2105(INI)
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In der Zwischenzeit verhandelten die Europäische Kommission und Kanada, den ISDS-
Rahmen im CETA mit der Errichtung einer Investitionsgerichtsbarkeit zu ersetzen.41 Die 
EU und Kanada haben Unterstützung von anderen Handels- und Investitionspartnern in 
Anspruch genommen, um den Beginn von Verhandlungen über ein multilaterales 
Investitionsgericht vorzuschlagen.42 

3. Investitionsgerichtsbarkeit im CETA 

3.1. Aufbau des Gerichts: Vergleich des WTO-Streitbeilegungsverfahrens 
und des ICSID-Verfahrens 

Im CETA wird eine neue Gerichtsbarkeit bestehend aus folgenden Elementen 
vorgeschlagen: i) einem Gericht aus 15 öffentlich ernannten Richtern (Artikel 8.27) und 
ii) einem Berufungsgericht (Artikel 8.28), dessen Größe zu einem späteren Zeitpunkt vom 
Gemischten CETA-Ausschuss beschlossen wird. In der nachfolgenden Abbildung wird der 
Aufbau des Gerichts erster Instanz und des Berufungsgerichts dargestellt. Die 
vorgeschlagene Investitionsgerichtsbarkeit orientiert sich am gerichtsähnlichen Streit-
beilegungsverfahren, das für das WTO-Berufungsgremium geschaffen wurde. 

Abbildung 3 – Vergleich von CETA-Gericht, WTO-Streitbeilegungspanel und ICSID-Schiedspanel 

 

Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments. 

                                                      
41 Pressemitteilung der Europäische Kommission: CETA: EU und Kanada verständigen sich auf neuen 

Ansatz bei Investitionen, 29. Februar 2016. 
42 Europäische Kommission – Factsheet, Ein künftiger multilateraler Investitionsgerichtshof, 

13. Dezember 2016; Roderick Harte: Prospects for a Multilateral Investment Court, Wissenschaftlicher 
Dienst des Europäischen Parlaments, Europäisches Parlament, Juni 2017. 

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-399_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-399_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_IP-16-399_de.htm
http://europa.eu/rapid/press-release_MEMO-16-4350_de.htm
http://www.europarl.europa.eu/thinktank/en/document.html?reference=EPRS_ATA(2017)607252
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Abbildung 4 – Vergleich von CETA-Berufungsgericht, Berufungsgremium des WTO-

Streitbeilegungsgremiums und ICSID-Berufungsinstanz (Vorschlag von 1994) 

 
Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments. 

Nach dem CETA können die Richter nur aus einer Gruppe zuvor ernannter Richter 
ausgewählt werden, was auch für das Berufungsgremium gilt. Diese Richter werden für 
eine vorab festgelegte Amtszeit vom Gemischten CETA-Ausschuss ernannt, und nicht von 
den Streitparteien, wie es bei traditionellen Schiedsverfahren üblich war. Die 15 Richter, 
die das Gericht bilden, werden wie folgt vom Gemischten CETA-Ausschuss ernannt: Fünf 
Staatsangehörige eines EU-Mitgliedstaates, fünf Staatsangehörige Kanadas und fünf 
Staatsangehörige von Drittstaaten. Zur Verhandlung von konkreten Fällen werden vom 
Gericht Kammern mit drei Richtern gebildet (oder nur ein Richter verhandelt den Fall, 
wenn sich die Streitparteien darauf geeinigt haben). Die Richter werden vom Präsidenten 
des Gerichts auf der Basis eines Rotationsverfahrens ausgewählt. In ähnlicher Weise 
würde das vorgeschlagene Berufungsgremium aus Mitgliedern bestehen, die vom 
Gemischten CETA-Ausschuss ernannt wurden. 

Die Vorschläge für beide Gerichtsinstanzen (Erste Instanz und Berufungsinstanz) ähneln 
in dieser Hinsicht sehr dem WTO-Berufungsgremium. Das Berufungsgremium besteht 
aus sieben Mitgliedern,43 die für eine Amtszeit von vier Jahren ernannt werden, die 
einmal verlängert werden kann. Die Ernennungen werden vom Streitbeilegungsgremium 
(DSB) entschieden, das aus dem Allgemeinen Rat der WTO besteht, welcher nach der 
Ministerkonferenz die höchste Entscheidungsebene der WTO ist. Die Fälle werden den 
Mitgliedern des Berufungsgremiums auf der Basis eines Rotationsverfahrens 
zugewiesen. 

Im Gegensatz dazu unterscheidet sich die Auswahl der Richter für die CETA-
Investitionsgerichtsbarkeit von der Methode der Schiedsgerichte oder des WTO-

                                                      
43 WTO-Website zu Mitgliedern des Berufungsgremiums. 

https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/ab_members_descrp_e.htm
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Panels.44 Im ICSID-Verfahren werden Schiedsrichter auf Ad-hoc-Grundlage von den 
Streitparteien gewählt – ICSID bietet nur eine unverbindliche Liste mit Namen, aus denen 
die Schiedsrichter von den Streitparteien gewählt werden.45 Die Streitparteien können 
jedoch jederzeit eine Einzelperson vorschlagen, die nicht Mitglied des ICSID-Panels der 
Schiedsrichter und Schlichter ist. In ähnlicher Weise kann das WTO-Sekretariat eine 
unverbindliche Liste mit Namen von Personen aus dem Regierungs- und Nichtregierungs-
bereich vorlegen,46 aus denen die Panelisten ausgewählt werden dürfen (Artikel 8.4 
DSU)47. WTO-Mitglieder schlagen regelmäßig Namen zur Aufnahme in diese Liste vor, 
und in der Praxis hat das DSB deren Aufnahme stets ohne Diskussionen genehmigt.48 Um 
in einem konkreten Streitfall als potenzieller Panelist vorgeschlagen zu werden, muss die 
Person nicht auf der Liste stehen. Jeder, der entsprechend qualifiziert und unabhängig 
(Artikel 8.1 und 8.2 DSU) ist, kann Panelist werden. 

3.2. Verfahren und Aufbau 

Wenngleich sich die Ernennung der Richter sicherlich von einem traditionellen ISDS-
System unterscheidet, weicht das Verfahren selbst nicht weit von traditionellen Schieds-
verfahren ab. Nichtsdestotrotz hat die Kommission die eingeführten Neuerungen beibe-
halten, um Probleme mit u. a. „Forum Shopping“ und leichtfertigen Klagen zu vermeiden. 

Wenn es zwischen einem Investor einer Vertragspartei und der anderen Vertragspartei 
zu einer Streitigkeit kommt, kann der Investor zwischen drei Verfahren wählen: 
i) innerstaatliche Gerichte oder andere internationale Gerichtshöfe, wo angemessen; 
ii) Mediation nach Artikel 8.20 CETA oder iii) das Streitbeilegungsverfahren nach 
Kapitel 8 des CETA. 

Im CETA können die Regeln des ICSID-Übereinkommens, der ICSID-Zusatzeinrichtung, die 
UNCITRAL-Regel oder alle anderen von den Parteien vereinbarten Regeln als Restregeln 
betrachtet werden, d. h., Regeln für Fragen, die nicht in den Bestimmungen des 
Abkommens enthalten sind. 

                                                      
44 Panele stellen den ersten Schritt des Streitbeilegungsverfahrens in der WTO dar, wenn sich die Parteien 

in Gesprächen nicht gütlich einigen konnten. Panele sind gerichtsähnliche Gremien, eine Art Tribunal, 
die in der ersten Instanz für die Schlichtung von Streitigkeiten zwischen Mitgliedern zuständig sind. Sie 
bestehen in der Regel aus drei und in Ausnahmefällen aus fünf Sachverständigen, die auf der Grundlage 
eines Ad-hoc-Verfahrens gewählt werden. 

45 ICSID-Panel der Schiedsrichter und Schlichter. 
46 Streitbeilegungsgremium – Unverbindliche Liste mit Regierungs- und Nichtregierungs-Panelisten. 
47 Vereinbarung über Regeln und Verfahren zur Beilegung von Streitigkeiten (DSU). 
48 Ausführliches Verfahren auf der WTO-Website. 

https://icsid.worldbank.org/en/Pages/about/Panels-of-Arbitrators-and-Conciliators.aspx
https://docs.wto.org/dol2fe/Pages/FE_Search/FE_S_S006.aspx?Query=(@Symbol=%20wt/dsb/44%20or%20wt/dsb/44/*)&Language=ENGLISH&Context=FomerScriptedSearch&languageUIChanged=true
https://www.wto.org/english/docs_e/legal_e/28-dsu_e.htm
https://www.wto.org/english/tratop_e/dispu_e/disp_settlement_cbt_e/c6s3p2_e.htm
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Abbildung 5 – Von der Konsultation zum Berufungsverfahren nach dem CETA 

 
Quelle: Wissenschaftlicher Dienst des Europäischen Parlaments. 
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 Konsultationsverfahren 

Nach dem CETA beginnt das Streitbeilegungsverfahren bei Investor-Staat-Streitigkeiten 
mit einem Konsultationsverfahren. Das Konsultationsersuchen muss die Bestimmungen 
des CETA, die angeblich verletzt wurden, und Angaben zur rechtlichen und tatsächlichen 
Grundlage der Klage sowie zur Höhe des geforderten Schadensersatzes enthalten. Das 
Konsultationsersuchen muss binnen drei Jahren nach der angeblichen Verletzung 
übermittelt werden. In Fällen, in denen der Investor seine Ansprüche zunächst auf dem 
Rechtsweg über innerstaatliche Gerichte geltend machen wollte, muss das Konsulta-
tionsersuchen innerhalb von zwei Jahren nach dem Einstellen der Bemühungen, seine 
Ansprüche von einem innerstaatlichen Gericht geltend zu machen, spätestens jedoch 
zehn Jahren ab dem Zeitpunkt, zu dem der Investor Kenntnis von der Verletzung erlangt 
hat, eingereicht werden. 

Wenn der Konflikt nicht im Weg der Konsultation einvernehmlich gelöst werden kann, 
muss der Investor innerhalb von maximal 18 Monaten nach Übermittlung des Konsulta-
tionsersuchens Klage vor dem Gericht einreichen. Investoren müssen mindestens 
180 Tage (d. h. 6 Monate) nach dem Konsultationsersuchen abwarten, bevor sie eine 
Klage beim Gericht einreichen. Mit dieser Regel wird sichergestellt, dass die Konsultation 
mindestens sechs Monate lang in der Hoffnung erfolgt, eine frühe einvernehmliche 
Lösung für die Streitigkeit zu finden. Wenn die Investoren nach 18 Monaten keine Klage 
eingereicht haben, wird davon ausgegangen, dass sie ihr Konsultationsersuchen zurück-
gezogen haben. Es wird zudem davon ausgegangen, dass sie auch jegliche Ersuchen um 
Feststellung des Beklagten zurückgezogen haben (wenn die EU beteiligt ist, muss der 
Investor unter Umständen feststellen, ob es sich beim Beklagten um die EU oder einen 
einzelnen Mitgliedstaat handelt). Nach einem Rückzug kann derselbe Investor keine 
neue Klage in Bezug auf dieselbe Maßnahme einreichen. 

 Verfahren zur Einreichung von Klagen beim Gericht und Regeln für die frühzeitige 
Abweisung 
Nach 90 Tagen nach Übermittlung des Konsultationsersuchens kann ein Investor die 
Feststellung des Beklagten in seinem Fall ersuchen, um eine Klage beim Gericht einrei-
chen zu können. Nach dem CETA muss einem Investor innerhalb von 50 Tagen mitgeteilt 
werden, wer als Beklagter ermittelt wurde.  

Nachdem ein Investor beim Gericht eine Klage eingereicht hat, muss der Beklagte der 
Beilegung der Streitigkeit durch das Gericht zustimmen, bevor das Gericht errichtet 
werden kann. Staaten können die Einleitung von Verfahren auf der Grundlage von 
Artikel 8.16 CETA (Verweigern von Handelsvorteilen) immer blockieren.  

Kasten 1 – Klausel über die Verweigerung von Handelsvorteilen 

Die Klausel über die Verweigerung von Handelsvorteilen kann genutzt werden, wenn das 
Unternehmen im Eigentum oder unter der Kontrolle eines Dienstleisters eines Drittlands steht 
und die verweigernde Vertragspartei eine Maßnahme in Bezug auf das Drittland einführt oder 
aufrechterhält, die: 

i) der Wahrung von Frieden und Sicherheit in der Welt dient und 

ii) die Geschäfte mit dem Unternehmen verbietet oder die verletzt oder umgangen würde, wenn 
die in diesem Kapitel vorgesehenen Vorteile dem Unternehmen oder seinen Investitionen 
gewährt würden.  
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Dementsprechend kann die Klausel über die Verweigerung von Handelsvorteilen nur in sehr eng 
gefassten Situationen genutzt werden. Kanadische und EU-Unternehmen im Eigentum oder 
unter der Kontrolle eines Investors aus einem Drittland, die der Definition einer Investition nach 
dem CETA (siehe Abschnitt 3.4.1 dieser eingehenden Analyse) entsprechen, können Klagen nach 
Kapitel 8 einreichen. Ihnen können Handelsvorteile nach Kapitel 8 nur dann verweigert werden, 
wenn das Herkunftsland des Investors, unter dessen Kontrolle das Unternehmen steht, Maß-
nahmen im Rahmen der Sicherheitspolitik unterliegt, die bei Gewähren der Handelsvorteile nach 
dem Kapitel unterlaufen würden. Hierzu könnten beispielsweise folgende Maßnahmen zählen: 
Embargomaßnahmen; individuelle Sanktionen, bei denen Vermögenswerte eingefroren werden, 
oder andere Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus im VN-Rahmen. 

Damit ein Investor eine Klage beim Gericht einreichen kann, müssen folgende 
Anforderungen erfüllt sein: 

1. schriftliche Zustimmung des Investors zur Streitbeilegung durch das Gericht; 
2. eine Frist von 180 Tagen ab Übermittlung des Konsultationsersuchens und, falls 

zutreffend, mindestens 90 Tagen ab der etwaigen Übermittlung eines Ersuchens um 
Feststellung des Beklagten; 

3. die Erfüllung der Anforderungen im Zusammenhang mit dem Ersuchen um 
Feststellung des Beklagten gemäß den Bestimmungen nach Artikel 8.21 CETA; 

4. die Erfüllung der Anforderungen im Zusammenhang mit dem Konsultationsersuchen 
(wie zuvor in Abschnitt 3.2.1 dieser Analyse angeführt); 

5. Anführen von exakt den gleichen Maßnahmen in der Klage, die im Konsultations-
ersuchen angeführt wurden; 

6. Rücknahme bzw. Einstellung etwaiger bereits nach internem oder internationalem 
Recht angestrengter Gerichtsverfahren in Bezug auf dieselbe Maßnahme, die 
angeblich eine Verletzung des Abkommens darstellt und die in seiner Klage 
angeführt wird; 

7. Verzicht auf sein Recht, in Bezug auf eine Maßnahme, die angeblich eine Verletzung 
des Abkommens darstellt und die in seiner Klage angeführt wird, eine Klage oder ein 
Gerichtsverfahren nach internem oder internationalem Recht anzustrengen. 

Mit den oben genannten Anforderungen 6 und 7 soll sichergestellt werden, dass keine 
Parallelverfahren durchgeführt werden, damit „Forum Shopping“ vermieden wird. 
Investoren müssen sich zwischen dem Schiedsverfahren nach dem CETA oder anderweitig 
verfügbaren Rechtsbehelfswegen nach internem und internationalem Recht entscheiden.49 

Werden diese Anforderungen nicht erfüllt, wird die Klage frühzeitig abgewiesen. Die 
Klagen können auch gemäß Artikel 8.32 CETA (offenkundig ohne Rechtsgrund ange-
strengte Klagen)50 und Artikel 8.33 CETA (aus Rechtsgründen unbegründete Klagen) 
frühzeitig abgewiesen werden. Diese Bestimmungen ermöglichen die frühzeitige Abwei-
sung der Klage auf der Grundlage der Begründetheit und Zuständigkeit, damit 
leichtfertige Klagen oder sonstiger Missbrauch vermieden werden (etwa Klagen von 
Firmen, die ihre Geschäftstätigkeit einzig zu dem Zweck umgestalten, eine Klage nach 
dem Investitionsabkommen einzureichen). 

                                                      
49 Diese Anforderungen gelten in Bezug auf ein gebietsansässiges Unternehmen nur dann nicht, wenn der 

Beklagte oder Gaststaat des Investors dem Investor die Kontrolle über das gebietsansässige Unterneh-
men entzogen hat oder das gebietsansässige Unternehmen auf andere Weise daran gehindert hat, die 
betreffenden Anforderungen von Artikel 8.22 CETA (gemäß Absatz 3 des Artikels) zu erfüllen. 

50 Weitere Informationen zur Praxis des ICSID-Verfahrens sind enthalten in: M. Potestà und M. Sobat: 
Frivolous claims in international adjudication: a study of ICSID Rule 41(5) and of procedures of other 
courts and tribunals to dismiss claims summarily, 2012. 

http://lk-k.com/wp-content/uploads/potesta-sobat-frivolous-claims-jids-2012.pdf
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 Berufungsverfahren 

Innerhalb von 90 Tagen nach Verkündigung des Urteilsspruchs kann ein Rechtsbehelf 
beim Berufungsgericht eingelegt werden. Der Umfang des Rechtsmittels wird in 
Artikel 8.28 CETA ausgeführt und erlaubt die vollständige Überprüfung des Falls. 

Das CETA umfasst die beschränkte Aufhebung nach Artikel 52 des ICSID-
Übereinkommens,51 ermöglicht aber auch die Überprüfung aufgrund von Fehlern bei 
der Würdigung von Sachverhalten sowie bei der Anwendung und Auslegung des 
Rechts, was nicht Gegenstand des ICSID-Übereinkommens ist. 

Kasten 2 – Gründe für eine Aufhebung nach dem ICSID-Übereinkommen 

 Das Gericht wurde nicht ordnungsgemäß errichtet. 

 Es wurde von einer grundlegenden Verfahrensregel abgewichen. 

 Das Gericht hat seine Befugnisse überschritten. 

 Das Gericht hat seinen Urteilsspruch nicht begründet. 

 Ein Gerichtsmitglied ist korrupt. 

 Endgültige Urteilssprüche und Vollstreckungsregeln 
In Artikel 8.41 CETA ist festgelegt, dass ein Urteilsspruch für die Streitparteien und in Bezug 
auf den betreffenden Fall bindend ist. Die Streitparteien erkennen den Urteilsspruch an 
und kommen ihm unverzüglich nach. In dem Artikel wird auch festgelegt, wann eine Streit-
partei die Vollstreckung des Urteilsspruchs betreiben kann und nach welchem 
Rechtsrahmen die Vollstreckung angestrebt werden sollte. Nach dem CETA ergangene 
Urteilssprüche fallen in den Anwendungsbereich des New Yorker Übereinkommens.52 

 Schadensersatz und Verfahrenskosten  
Eine der im Kontext der vorhandenen ISDS-Verfahren aufgeworfenen Fragen betrifft die 
Schadensersatzkosten für Staaten sowie die Zugänglichkeit für Investoren zu solchen 
Instrumenten, aufgrund der hohen Kosten, die in der Regel durch Schiedsverfahren 
verursacht werden. Die endgültige Aufteilung der Verfahrenskosten kann sich auf die 
Entscheidung einer Streitpartei auswirken, ein Verfahren anzustrengen oder nicht. 
Insbesondere von multinationalen und großen Unternehmen wird die potenzielle 
Zahlung dieser Kosten unter Umständen als wesentlich geringere Belastung betrachtet 
als von KMU, ganz zu schweigen von natürlichen Personen. 

In Artikel 8.39 CETA werden die Formen des Schadensersatzes ausgeführt, die vom 
Gericht angeordnet werden können. Das Gericht darf nur Folgendes zusprechen:  

i) Schadensersatz in Geld, gegebenenfalls zuzüglich aufgelaufener Zinsen;  
ii) Rückerstattung von Vermögenswerten. 

Die Rückerstattung bedeutet nicht notwendigerweise die Rückerstattung von Gütern, 
sondern kann auch bedeuten, dass der Beklagte Schadensersatz in Geld in einer Höhe 
leisten kann, die dem Marktwert der Vermögenswerte unmittelbar vor Bekanntwerden 
der Enteignung oder bevorstehenden Enteignung (je nachdem, welches der frühere 
Zeitpunkt ist) entspricht. Dies ist die übliche Abhilfe bei widerrechtlicher Enteignung.53  

In Artikel 8.39 Absatz 3 CETA wird der in Geld bemessene Schadensersatz auf den vom 
Investor erlittenen Verlust begrenzt, um eine exponentielle Zunahme des Schadens-
ersatzes zu vermeiden. Das Gericht erkennt nicht auf Strafschadenersatz (Artikel 8.39 
Absatz 4 CETA). 

                                                      
51 ICSID-Übereinkommen. 
52 Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche, New York, 1958. 
53 L. Puccio: a.a.O. 

https://icsid.worldbank.org/en/Documents/resources/2006%20CRR_English-final.pdf
http://www.uncitral.org/uncitral/en/uncitral_texts/arbitration/NYConvention.html
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Die Kosten des Verfahrens sind von der unterliegenden Partei zu tragen, es sei denn, das 
Gericht erachtet eine solche Anordnung für nicht angemessen (Festsetzung erfolgt 
proportional). Hierdurch soll vermutlich der Zugang zum Rechtsmittel für KMU erleich-
tert werden. Der Notwendigkeit, die bescheideneren Mittel von KMU zu berücksichtigen, 
wird auch in Artikel 8.39 Absatz 6 CETA Rechnung getragen, nach dem der Gemischte 
CETA-Ausschuss ergänzende Vorschriften zur Verringerung der finanziellen Belastung für 
natürliche Personen und KMU einführen kann. 

Diese Vorschrift über Kosten entspricht dem früheren Vorschlag im CETA und findet sich 
auch im Freihandelsabkommen zwischen der EU und Singapur, bei dem die Kosten des 
Schiedsverfahrens und andere vertretbare Kosten, einschließlich der Kosten der 
Rechtsvertretung und des Rechtsbeistands, nach Artikel 9.26 grundsätzlich von der 
unterliegenden Streitpartei zu tragen sind. Nur in Ausnahmefällen kann das Gericht diese 
Kosten zwischen den Streitparteien aufteilen, insbesondere wenn es dies nach der 
Sachlage des Falls für angemessen erachtet. Wurde einer Klage nur in Teilen statt-
gegeben, können die Kosten darüber hinaus nach Zahl oder Umfang der erfolgreichen 
Teile der Klagen proportional aufgeteilt werden. Grundsätzlich müssen die Streitparteien 
daher nur dann keine Gerichtskosten tragen, wenn ihrer gesamten Klage stattgegeben 
wurde. In allen anderen Fällen müssen sie einen Teil oder sogar die gesamten Kosten 
tragen. Im Rahmen von CETA wurde dieser rechtliche Rahmen offensichtlich geringfügig 
geändert, um weniger vermögenden Streitparteien den Zugang zum Schiedsverfahren zu 
erleichtern. Wenngleich die übliche Kostenverteilung dem Vorgehen nach dem Frei-
handelsabkommen zwischen der EU und Singapur ähnelt, umfasst das CETA auch eine 
Bestimmung, wonach der Gemischte CETA-Ausschuss die Einführung ergänzender Vor-
schriften zur Verringerung der finanziellen Belastung für Kläger prüfen kann, bei denen 
es sich um natürliche Personen oder um kleine und mittlere Unternehmen handelt 
(Artikel 8.39 Absatz 6 CETA). Natürlich ist noch abzuwarten, ob der Gemischte CETA-
Ausschuss solche ergänzende Vorschriften in Zukunft einführt. 

3.3. Ist die CETA-Investitionsgerichtsbarkeit wirklich ein ständiges Gericht? 

 Administratives Sekretariat 
Das administrative Sekretariat befasst sich mit organisatorischen und logistischen Fragen 
im Zusammenhang mit dem Schiedsverfahren. Die Europäische Kommission beabsichtigt 
nicht, eine neue ständige Einrichtung für die CETA-Investitionsgerichtsbarkeit zu schaffen. 

Der Hauptgrund dafür besteht wahrscheinlich darin, die Notwendigkeit eines ständigen 
Gerichts abzuwägen und gleichzeitig die Kosten für eine neue Institution abzufedern. 
Diese Begründung ist gerechtfertigt, insbesondere wenn man die tatsächliche Zahl der 
Fälle betrachtet, die in den ISDS-Rahmen eingebracht wurden. Es ist gegenwärtig 
schwierig, die Zahl der Verfahren abzuschätzen, die nach dem CETA eingeleitet werden, 
und deshalb ist es schwierig, die genauen Kosten für ein separates Sekretariat für die 
CETA-Investitionsgerichtsbarkeit zu schätzen. Unter keinem der IIA trat jedoch eine hohe 
Fallzahl pro Jahr auf. UNCTAD weist tatsächlich insgesamt 767 auf Abkommen 
beruhende Investor-Staat-Schiedsverfahren über den Zeitraum von 1987 bis 2017 aus.54 
UNCTAD verzeichnet außerdem das Bestehen von 2 446 Abkommen (bilaterale Investi-
tionsabkommen und IIA) mit ISDS-Bestimmungen.55 Unter bestimmten Abkommen 
wurden mehr Klagen eingereicht als unter anderen. Daher wäre eine Berechnung einer 
jährlichen Fallzahl unter Einbeziehung aller Abkommen nicht aussagekräftig. Zwei 

                                                      
54 Daten entnommen aus der ISDS-Datenbank auf der UNCTAD-Website (Stand: 2. Mai 2017). 
55 Ebenda. 

http://investmentpolicyhub.unctad.org/ISDS
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Beispiele sollen jedoch der Veranschaulichung dienen. In der Nordamerikanischen 
Freihandelszone (NAFTA), die eine der höchsten Anzahl an ISDS-Fällen aufweist, wurden 
zwischen 1994 und 2016 laut UNCTAD 59 Verfahren eingeleitet.56 Dies entspricht 
durchschnittlich 2,7 Fällen pro Jahr. Die weltweit meisten Investor-Staat-Schiedsverfah-
ren wurden im Rahmen des Vertrags über die Energiecharta eingeleitet.57 Hier wurden 
99 Verfahren zwischen 2001 und 2016 gezählt, was durchschnittlich fast 6,6 Fällen pro 
Jahr entspricht.58  

Nach dem TTIP-Vorschlag59 empfahl die Europäische Kommission, entweder dem ICSID oder 
dem PCA die Funktion des administrativen Sekretariats zu übertragen. Das ICSID und der PCA 
sind die einzigen Schiedsinstitutionen, bei denen es sich um internationale Regierungs-
organisationen und nicht um private Einrichtungen handelt. Sie könnten von der Europä-
ischen Kommission auch als gute Gastgeber für ein zukünftiges multilaterales Gericht für 
Investor-Staat-Streitigkeiten erachtet werden. Das ICSID hegt womöglich tatsächliche 
Ambitionen in dieser Richtung.60 Die Entscheidung für das ICSID für das CETA könnte mit 
dessen gegenwärtiger Rolle im NAFTA zusammenhängen, aber auch mit der Tatsache, dass 
das ICSID derzeit weltweit das Hauptgericht für ISDS-Verfahren ist (siehe nachfolgende 
Tabelle). Das ICSID hat zwischen 1987 und dem 2. Mai 2017 475 Fälle verhandelt (berücksich-
tigt wurden die Fälle vor dem ICSID und der ICSID-Zusatzeinrichtung), was 63 % der von 
UNCTAD erfassten Fälle zwischen 1987 und dem 2. Mai 2017 entspricht.61 

Tabelle 2 – ICSID im Vergleich zu anderen Schiedsgerichten                                            
(kumulative Fallzahl für den Zeitraum 1987 – 2. Mai 2017) 

1 

6 

426 

49 

1 

3 

062 
36 

234 
Quelle: UNCTAD ISDS-Datenbank (Stand: 2. Mai 2017). 
 

                                                      
56 Ebenda. 
57 Der Vertrag über die Energiecharta bildet einen multilateralen Rahmen für den Bereich Energie und 

umfasst einen rechtlichen Rahmen für den Schutz von ausländischen Investitionen. 
58 UNCTAD-Daten (Stand: 2. Mai 2017). 
59 Textvorschlag der Kommission für das TTIP – Investitionen. 
60 Das ICSID war zusammen mit der IHK das Forum, das für die Beilegung von Investor-Staat-Streitigkeiten 

nach dem vorgeschlagenen multilateralen Abkommen über Investitionen gewählt wurde, das im 
Rahmen der OECD zwischen 1995 und 1998 verhandelt wurde. Wenngleich die OECD-Verhandlungen 
scheiterten, stellte das Abkommen die internationalen Ambitionen für ein multilaterales Investitions-
abkommen dar, und die Anwesenheit des ICSID ist von Bedeutung. 

61 Anm.: Bei den von UNCTAD erfassten Fällen werden unter Umständen nicht alle Fälle berücksichtigt, 
die im Zeitraum von 1987-2017 verhandelt wurden (2017 – bis Anfang Mai 2017). 

62 Die UNCTAD-Daten umfassen nicht die vollständigen Daten zu Investor-Staat-Schlichtungsfällen. 
Tatsächlich zeigt die vorstehende Tabelle null Fälle für den PCA an, obgleich dort einige Fälle verhandelt 
wurden. Diese wurden vom PCA eventuell nach UNCITRAL-Regeln verhandelt und werden von UNCTAD 
daher unter der Überschrift UNCITRAL erfasst. Die vollständige Liste der vom PCA geführten Fälle ist 
auf der PCA-Website einsehbar. 

http://investmentpolicyhub.unctad.org/isds/filterbyrulesandinstitution
http://www.energycharter.org/process/energy-charter-treaty-1994/energy-charter-treaty/
http://investmentpolicyhub.unctad.org/ISDS/FilterByApplicableIia
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2015/september/tradoc_153807.pdf
http://www1.oecd.org/daf/mai/pdf/ng/ng987r1e.pdf
https://pca-cpa.org/en/cases/
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 Richter: Qualifikationen, Vergütung und Verpflichtungen  

Gemäß Artikel 8.27 Absatz 4 CETA müssen die ernannten Richter die in ihren jeweiligen 
Ländern zur Ausübung des Richteramts erforderlichen Qualifikationen besitzen oder 
Juristen von anerkannt hervorragender Befähigung sein. Sie müssen über Fachwissen auf 
dem Gebiet des Völkerrechts und auf den Gebieten internationales Investitionsrecht, 
internationales Handelsrecht und Streitbeilegung im Rahmen internationaler 
Investitions- oder Handelsabkommen verfügen. Gleiches gilt für die Mitglieder des 
Berufungsgerichts (Artikel 8.28 Absatz 4 CETA). 

Die Ernennung zum Richter in diesem Gericht stellt gegenwärtig noch keine Vollzeitstelle 
dar, kann aber dahin gehend geändert werden, wenn der Gemischte CETA-Ausschuss das 
System der Grundvergütung in ein System mit regulär besoldeten Stellen umwandelt.  

Das vorgeschlagene System ähnelt wiederum dem System des WTO-Berufungs-
gremiums. In Artikel 17 Absatz 3 der Vereinbarung über Regeln und Verfahren zur 
Beilegung von Streitigkeiten (siehe nachfolgende Auszüge) wird festgelegt, dass alle dem 
Berufungsgremium angehörige Personen jederzeit und kurzfristig verfügbar sein müs-
sen. Ein ähnlicher Wortlaut wurde in Artikel 8.27 Absatz 11 CETA verwendet. Angaben 
von UNCTAD:  

Mitglieder des Berufungsgerichts erhalten eine Vergütung auf Teilzeitbasis. Sie sind 
üblicherweise nicht wohnhaft in Genf, wo sich der Hauptsitz der WTO befindet und die 
Verfahren des Berufungsgremiums stattfinden. Die Mitglieder reisen von ihren jeweiligen 
Heimatländern zu den Terminen an, an denen sie an einer Anhörung teilnehmen und über 
eine Berufung entscheiden müssen. In der Teilzeitstellenregelung beim Berufungsgremium 
schlägt sich die Erwartung der WTO-Mitglieder aus dem Jahr 1995 nieder, dass das 
Berufungsgremium nicht voll ausgefüllt wird und eine Vollzeitregelung für seine Mitglieder 
daher ungerechtfertigt wäre. In den letzten Jahren lag die Arbeitsauslastung für die 
Mitglieder des Berufungsgremiums jedoch auf einem Niveau, das de facto einer Vollzeit-
stelle entsprach. Die Anforderungen der Position sind so geartet, dass es schwierig, wenn 
nicht unmöglich ist, dass ein Mitglied des Berufungsgerichts andere berufliche Tätigkeiten 
verfolgt.63 

Mitglieder des Berufungsgremiums werden auch auf der Basis einer Grundvergütung 
bezahlt, was in der Entschließung zur Einrichtung eines Berufungsgremiums (WT/DSB/1) 
festgelegt ist.64 Diese Grundvergütung beläuft sich auf mindestens 7 000 CHF monatlich, 
zuzüglich eines vollwertigen Tageshonorars, Reiseaufwendungen und einer Tages-
pauschale. 

Höchstwahrscheinlich fiel die Entscheidung für eine Grundvergütung im CETA ebenfalls 
vor dem Hintergrund, dass die Europäische Kommission davon ausgeht, dass nicht viele 
Verfahren nach dem CETA eingeleitet werden. Die Kommission hat jedoch nach 
Artikel 8.27 Absatz 15 CETA die Möglichkeit vorgesehen, die Grundvergütung in ein regu-
läres Gehalt umzuwandeln, wenn die Arbeitsbelastung die Vollzeitbeschäftigung der 
Richter rechtfertigt. Entscheidungen über die Anzahl der Richter, die Vergütung und die 
Verwaltung des CETA-Berufungsgerichts sollten zu einem späteren Zeitpunkt vom 
Gemischten CETA-Ausschuss nach Artikel 8.28 Absatz 7 CETA erfolgen. 

Die Richter beider Gerichte sind an die in Artikel 8.30 CETA genannten Ethikregeln 
gebunden, laut denen Folgendes verlangt wird:  

                                                      
63 UNCTAD, Streitbeilegung: Welthandelsorganisation, 2003. 
64 Establishment of the Appellate Body, Recommendations by the Preparatory Committee for the WTO 

approved by the Dispute Settlement Body on 10 February 1995, WT/DSB/1, 19. Juni 1995. 

http://unctad.org/en/docs/edmmisc232add17_en.pdf
http://unctad.org/en/docs/edmmisc232add17_en.pdf
https://www.google.be/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=3&ved=0ahUKEwi708_4oafKAhWF6g4KHfBLBbcQFgguMAI&url=https://docsonline.wto.org/dol2fe/Pages/FormerScriptedSearch/directdoc.aspx?DDFDocuments/t/WT/DSB/1.doc&usg=AFQjCNEMrBWUn7YePdBt87ibR132bqOZag&sig2=ZRJw9PcvhWEwYYWw6sBkAQ&cad=rja
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 unabhängig zu sein und keiner Regierung nahezustehen;  

 keine Weisungen einer Organisation oder Regierung entgegenzunehmen, die 
Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Streitigkeit betreffen;  

 sich nicht an der Prüfung von Streitigkeiten zu beteiligen, wenn dies einen 
direkten oder indirekten Interessenkonflikt zur Folge hätte; 

 sich nach den Leitlinien des internationalen Anwaltsverbands „International Bar 
Association“ zu Interessenkonflikten in der internationalen Schiedsgerichts-
barkeit oder etwaigen nach Artikel 8.44 Absatz 2 CETA angenommenen 
ergänzenden Vorschriften zu richten.65 

Der Ausschuss für Dienstleistungen und Investitionen muss einen Verhaltenskodex für 
die Mitglieder des Gerichts festlegen, und zwar im Einvernehmen mit den Vertrags-
parteien und nachdem diese ihre jeweiligen internen Vorschriften erfüllt und die inter-
nen Verfahren abgeschlossen haben. 

Einige Kritiker wie der Deutsche Richterbund vertreten weiterhin die Ansicht, dass das 
Modell für die Vergütung und Auswahl der Richter Zweifel an der fachlichen und 
finanziellen Unabhängigkeit aufkommen lässt.66 Da es sich beim CETA-Gericht um ein 
Streitbeilegungsorgan nach dem Völkerrecht handelt, orientierte man sich beim CETA-
Modell für Auswahl und Vergütung, wie bereits erwähnt, am WTO-Streitbeilegungs-
gremium und insbesondere am Berufungsgremium, das sich wesentlich vom Modell für 
die Auswahl und Vergütung der Richter an innerstaatlichen Gerichten (Referenzmodell 
für die Magistrates Association) unterscheidet. 

3.4. Sonstige Aspekte 

 Beschränkung des Zugangs zu Handelsvorteilen: Wer kann eine Klage vor der 
Investitionsgerichtsbarkeit einreichen? 
Die im CETA verankerte Definitionen einer Investition und eines Investors geben den 
„ratione personae“-Geltungsbereich des Kapitels über Investitionen im CETA vor. Anders 
ausgedrückt geben sie an, welcher Investor Schutz nach den Regeln des Abkommens 
fordern kann. 

Eine Investition bezeichnet nach Artikel 8.1 CETA Vermögenswerte jeder Art, die direkt 
oder indirekt im Eigentum oder unter der Kontrolle eines Investors stehen und die 
Merkmale einer Investition aufweisen. Die Definition wird mit einer umfassenden 
Auflistung dessen fortgesetzt, was eine Investition darstellen kann. Wie im Rahmen der 
Definition der Investition der Investor charakterisiert wird, ist von Bedeutung. Eine 
Investition ist ein Vermögenswert, der „direkt oder indirekt im Eigentum oder unter der 
Kontrolle“ eines Investors steht. Der Wortlaut „direkt oder indirekt“ bedeutet, dass 
grundsätzlich eine Muttergesellschaft direkt oder über eine Zwischengesellschaft als 
Investor betrachtet werden könnte. 

Im Artikel wird weiterhin festgelegt, wer ein Investor nach dem CETA sein kann. Ein 
Investor wird definiert als entweder „eine natürliche Person“ oder „ein Unternehmen 

                                                      
65 Artikel 8.44 Absatz 2 CETA: Der Ausschuss für Dienstleistungen und Investitionen kann die geltenden 

Vorschriften ergänzen, die die Unabhängigkeit und Unparteilichkeit der Mitglieder des Gerichts 
betreffen. 

66 Deutscher Richterbund, Stellungnahme zur Errichtung eines Investitionsgerichts für TTIP – Vorschlag 
der Europäischen Kommission vom 16.09.2015 und 12.11.2015, Nr. 4/16, Februar 2016. 
http://www.drb.de/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2016/DRB_160201_Stn_Nr_04_Europaeisches_I
nvestitionsgericht.pdf. 

https://www.google.be/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=0ahUKEwjbh_-r5Y_SAhWMcBoKHWN2CgIQFggkMAA&url=http://www.ibanet.org/Document/Default.aspx?DocumentUid=e2fe5e72-eb14-4bba-b10d-d33dafee8918&usg=AFQjCNFevNZgKiVw0CZPEmhTtW0tnS2QLA&cad=rja
https://www.google.be/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=0ahUKEwjbh_-r5Y_SAhWMcBoKHWN2CgIQFggkMAA&url=http://www.ibanet.org/Document/Default.aspx?DocumentUid=e2fe5e72-eb14-4bba-b10d-d33dafee8918&usg=AFQjCNFevNZgKiVw0CZPEmhTtW0tnS2QLA&cad=rja
https://www.google.be/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&ved=0ahUKEwjbh_-r5Y_SAhWMcBoKHWN2CgIQFggkMAA&url=http://www.ibanet.org/Document/Default.aspx?DocumentUid=e2fe5e72-eb14-4bba-b10d-d33dafee8918&usg=AFQjCNFevNZgKiVw0CZPEmhTtW0tnS2QLA&cad=rja
https://www.foeeurope.org/sites/default/files/eu-us_trade_deal/2016/english_version_deutsche_richterbund_opinion_ics_feb2016.pdf
https://www.foeeurope.org/sites/default/files/eu-us_trade_deal/2016/english_version_deutsche_richterbund_opinion_ics_feb2016.pdf
http://www.drb.de/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2016/DRB_160201_Stn_Nr_04_Europaeisches_Investitionsgericht.pdf
http://www.drb.de/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2016/DRB_160201_Stn_Nr_04_Europaeisches_Investitionsgericht.pdf
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einer Vertragspartei“, wobei Zweigniederlassungen oder Repräsentanzen ausdrücklich 
ausgenommen werden. Eine Zweigniederlassung oder Repräsentanz erfordert keine 
separate Rechtsperson und kann daher nach dem CETA nicht selbst als Investor 
betrachtet werden (der Investor kann jedoch der Hauptsitz des Unternehmens sein). 
Eine Tochtergesellschaft kann selbst als Investor betrachtet werden, da sie mit einer 
eigenen vom Mutterunternehmen getrennten Rechtspersönlichkeit ausgestattet ist. 

Eine natürliche Person ist im Falle Kanadas eine natürliche Person, bei der es sich um 
einen Bürger oder einen dauerhaft Gebietsansässigen (Permanent resident) Kanadas 
handelt. Ein Staatsangehöriger eines Drittlandes, der dauerhaft in Kanada gebietsan-
sässig ist, kann daher unter diese Definition fallen. In der EU (ausgenommen Lettland) 
wird eine natürliche Person als Person definiert, welche die Staatsangehörigkeit eines 
EU-Mitgliedstaats besitzt. 

Im CETA wird das Unternehmen einer Vertragspartei auf zwei unterschiedliche Weisen 
definiert. Bei beiden Definitionen versucht das Abkommen sicherzustellen, dass das 
Unternehmen, das eine Klage nach dem CETA einreicht, über eine sachliche Verbindung 
mit einer der Vertragsparteien verfügt. Die beiden Definitionen lauten: 

 ein nach dem Recht dieser Vertragspartei gegründetes oder organisiertes 
Unternehmen, das im Gebiet dieser Vertragspartei wesentliche Geschäftstätig-
keiten unterhält, oder 

 ein nach dem Recht dieser Vertragspartei gegründetes oder organisiertes 
Unternehmen, das direkt oder indirekt im Eigentum oder unter der Kontrolle 
einer natürlichen Person dieser Vertragspartei oder eines Unternehmens nach 
Buchstabe a steht. 

Die erste Definition eines Unternehmens enthält zwei Voraussetzungen: i) dass das 
Unternehmen nach dem Recht dieser Vertragspartei organisiert ist und ii) dass es 
„wesentliche Geschäftstätigkeiten“ auf dem Gebiet dieser Vertragspartei unterhält, 
d. h., dass das Unternehmen, das die Investition besitzt, tatsächlich Geschäftstätigkeiten 
ausübt. Diese Definition eröffnet die Möglichkeit für ein Unternehmen im Besitz oder 
unter der Kontrolle eines Investors, der keine in Kanada oder der EU ansässige natürliche 
oder juristische Person ist, Klagen nach dem CETA einzureichen. Dies gilt allerdings nur, 
solange es die Voraussetzung erfüllt, dass es nach dem Recht einer der Vertragsparteien 
organisiert ist und wesentliche Geschäftstätigkeiten auf dem Gebiet dieser Vertrags-
partei unterhält. 

In der zweiten Definition eines Unternehmens wird auf die Voraussetzung verzichtet, 
dass das Unternehmen „wesentliche Geschäftstätigkeiten“ unterhält. Es wird jedoch ver-
langt, dass das Unternehmen „direkt oder indirekt im Eigentum oder unter der Kontrolle 
einer natürlichen Person dieser Vertragspartei [...] steht“. Auf die Voraussetzung einer 
wesentlichen Geschäftstätigkeit wird unter diesen Umständen verzichtet, weil die Ver-
bindung zu einer der Vertragsparteien entweder über das direkte oder indirekte Eigen-
tum (d. h. im direkten oder indirekten Besitz einer natürlichen Person dieser Vertrags-
partei) oder über die direkte oder indirekte Kontrolle des Unternehmens belegt ist. 

Die Voraussetzung einer wesentlichen Geschäftstätigkeit wurde eingeführt, um 
gesetzliche Ansprüche von Briefkastenfirmen im Rahmen dieses Abkommens zu vermei-
den, die sich im Besitz von Staatsangehörigen von Drittländern befinden (die nicht dauer-
haft in Kanada ansässig sind). Wenngleich es bisher keine Rechtsprechung zu den 
Bestimmungen in EU-Investitionsabkommen gibt (weil noch keine in Kraft getreten sind), 
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wird die Formulierung „wesentliche Geschäftstätigkeiten“ zur Begrenzung von Ansprü-
chen in verschiedenen Investitionsabkommen genutzt. In den meisten Abkommen wird sie 
als Voraussetzung genutzt, damit der Staat sein Recht auf Verweigerung von Handels-
vorteilen ausüben kann. Die Definition der Voraussetzung von „wesentlichen Geschäfts-
aktivitäten“, die im Zusammenhang mit der Klausel über die Verweigerung von Handels-
vorteilen gegeben wird, könnte im CETA wiederverwendet werden, obgleich mit CETA eine 
solche Voraussetzung nicht in der Klausel über die Verweigerung von Handelsvorteilen 
eingeführt wird (sondern unter der Definition von Investor). 

Kasten 3 – Definition von wesentlicher Geschäftstätigkeit in früheren Streitfällen in Bezug auf 
die Klauseln über die „Verweigerung von Handelsvorteilen“ 

Es sind einige Fälle nach dem Vertrag über die Energiecharta (ECV) und einigen US-Abkommen 
vorhanden, in denen eine „wesentliche Geschäftstätigkeit“ definiert wird. In der Rechtssache 
AMTO nach dem ECV wurde die wesentliche Geschäftstätigkeit hinsichtlich der Wesentlichkeit 
und nicht hinsichtlich des Umfangs analysiert.67 Darüber hinaus entschied das Gericht in einem 
anderen ECV-Fall, dass Verwaltungstätigkeiten als wesentliche Geschäftstätigkeiten gewertet 
werden können, weshalb sich die Formulierung „Tätigkeiten“ nicht nur auf Produktions- oder 
Kerngeschäftstätigkeiten bezieht, sondern auch Handels- und Verwaltungstätigkeiten ein-
schließen kann. In einem Verfahren nach dem BIT zwischen den Vereinigten Staaten von Amerika 
und Bolivien und dem BIT zwischen dem Vereinigten Königreich und Bolivien68 folgte das Gericht 
derselben Analyse wie in dem ECV-Verfahren und erklärte, dass sich eine „wesentliche 
Geschäftstätigkeit“ nicht auf den Umfang, sondern auf das Wesen der Tätigkeit bezieht. Es wurde 
daher von einer wesentlichen Geschäftstätigkeit des Unternehmens ausgegangen, da das Unter-
nehmen im besagten Gebiet Büros unterhielt, Aktionärs- und Vorstandsversammlungen abhielt 
und Protokolle dieser Versammlungen anfertigte. Das Unternehmen verfügte über Räumlich-
keiten mit Vollzeitangestellten und Bankbeziehungen im Land. Dies wurde als Beleg dafür 
gewertet, dass das Unternehmen keine Briefkastenfirma war. Gleichwohl entspricht die 
Auslegung in anderen Verfahren nicht unbedingt dieser Auslegung. So wurde beispielsweise in 
der Rechtssache PAC RIM CAYMAN LLC nach dem Freihandelsabkommen zwischen den Vereinig-
ten Staaten, Costa Rica, der Dominikanischen Republik, El Salvador, Guatemala, Honduras und 
Nicaragua (DR-CAFTA)69 die Finanzverwaltung der Anteile der Investition von den USA als 
unwesentlich erachtet. Schließlich schlug UNCTAD vor, dass das kommunale Steuerrecht zur 
Definition von wesentlichen Geschäftstätigkeiten genutzt werden könne (d. h. die Definition zu 
verwenden, die wesentlichen Geschäftstätigkeiten in einigen Steuersystemen aus Gründen der 
Besteuerung zugewiesen wird).70 

In den zuvor erwähnten Rechtssachen wird die Voraussetzung einer wesentlichen 
Geschäftstätigkeit als Teil der Klausel über die Verweigerung von Handelsvorteilen analy-
siert. Daher ist es wichtig, die Anforderung in der Klausel über die Verweigerung von 
Handelsvorteilen von einer ähnlichen Anforderung für den Nachweis einer wesentlichen 
Geschäftstätigkeit zu unterscheiden, die in der Definition eines Investors enthalten ist 
(wie es im CETA der Fall ist). 

Durch die Klausel über die Verweigerung von Handelsvorteilen wird dem Staat das Recht 
zugestanden, bestimmten Unternehmen Handelsvorteile nach einem BIT zu verweigern, 
die dennoch grundsätzlich einen Anspruch nach dem Abkommen hätten. Da die Verwei-

                                                      
67 Rechtssache Limited Liability Company AMTO v. Ukraine, Schiedsverfahrensnr. 080/2005, 

Schiedsgerichtsinstitut der Stockholmer Handelskammer. 
68 Rechtssache Guarachi America and Rurelec, PCA-Rechtssache Nr. 2011-17. 
69 PAC RIM Cayman LLC v. Republik El Salvador, ICSID Rechtssache Nr. ARB/09/12. 
70 UNCTAD: Scope and Definition, UNCTAD series on issues in International Investment Agreements II, 2011. 

http://cisarbitration.com/wp-content/uploads/2013/02/AMTO-LLC-v-Ukraine-SCC-Arbitration-No.-082005-Award-dated-26-March-2008.pdf
http://cisarbitration.com/wp-content/uploads/2013/02/AMTO-LLC-v-Ukraine-SCC-Arbitration-No.-082005-Award-dated-26-March-2008.pdf
http://www.italaw.com/sites/default/files/case-documents/italaw3293.pdf
https://www.italaw.com/documents/PacRimDecisiononJurisdiction.pdf
https://www.italaw.com/documents/PacRimDecisiononJurisdiction.pdf
http://unctad.org/en/Docs/diaeia20102_en.pdf
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gerungsklausel ein Recht ist, die dem Staat zugestanden wird, liegt die Beweislast bezüg-
lich der Bedingungen (einschließlich der Bedingung einer „nichtwesentlichen Geschäfts-
tätigkeit“) für die Ausübung eines solchen Rechts beim Staat. Im Gegensatz dazu wird im 
Fall vom CETA durch die Anforderung einer wesentlichen Geschäftstätigkeit – als Teil der 
Definition von „Investor“ – festgelegt, wer Klagen nach dem Abkommen einreichen 
kann. Die Beweislast, dass „wesentliche Geschäftstätigkeiten“ ausgeübt werden, um sich 
auf den Schutz nach dem CETA zu berufen, liegt weiterhin beim Investor. Die Einbezie-
hung der „wesentlichen Geschäftsaktivitäten“ kehrt daher die Beweislast um. 

Darüber hinaus ist die Voraussetzung der wesentlichen Geschäftstätigkeit in der Defini-
tion des Investors statt in der Klausel über die Verweigerung von Handelsvorteilen 
enthalten. Ein Unternehmen (das nicht im Besitz oder unter der Kontrolle einer natür-
lichen Person dieser Vertragspartei ist), das keine wesentliche Geschäftstätigkeit 
nachweisen kann, wird automatisch von den Rechten und vom Schutz nach dem CETA 
ausgenommen. Dies würde die frühzeitige Abweisung der Klage durch das Gericht aus 
Gründen der Zuständigkeit rechtfertigen. Die Klausel über die Verweigerung von 
Handelsvorteilen müsste hingegen vom Staat aktiviert werden.71 

Mit den Neuerungen der Kommission hinsichtlich des „ratione personae“-Geltungs-
bereichs in den Investitionsschutzbestimmungen im CETA sollte hauptsächlich vermie-
den werden, dass Unternehmen den günstigsten Gerichtsstand wählen und Briefkasten-
firmen Handelsvorteile gewährt werden. Der Investitionsschutz nach dem CETA bietet 
ausländischen Investoren weiterhin Schutz. Dieser Aspekt wurde in der Zivilgesellschaft 
als eine Form der positiven Diskriminierung von ausländischen Investoren kritisiert.72 Ob 
der Investitionsschutz nach dem CETA Elemente der positiven Diskriminierung enthält, 
hängt vom innerstaatlichen Rechtsrahmen ab und davon, ob dieser einen ähnlichen 
Schutz bietet wie unter dem CETA. 

Es entspricht jedoch den Tatsachen, dass inländische Investoren keinen Zugang zum 
Schutz nach dem CETA haben. Dies ist auf die Besonderheit des Völkerrechts zurückzu-
führen, das ursprünglich dazu diente, Pflichten von Staaten in Bezug auf den Umgang mit 
dem Territorium, Besitz und den natürlichen und juristischen Personen anderer Staaten 
festzulegen. Das internationale Investitionsrecht hat sich in diesem konkreten Kontext 
herausgebildet und seitdem weiterentwickelt, sodass Rechtsrahmen ermöglicht wurden, 
in denen Ausländer unmittelbar unter dem Völkerrecht stehen.73 Der Schutz juristischer 
und natürlicher Personen vor den Maßnahmen ihres Heimatstaates hat sich mit den 

                                                      
71 Bei früheren Schiedsurteilen herrschte Uneinigkeit darüber, wann genau der Staat ein solches 

Verweigerungsrecht ausüben könne. In einigen Rechtssachen (wie den zuvor erwähnten Rechtssachen 
Pac Rim und Guarachi Rurelec) wurden die Handelsvorteile nach der Klausel über die Verweigerung der 
Handelsvorteile verweigert, nachdem der Investor den Anspruch geltend gemacht hatte. In den ECV-
Rechtssachen (wie Plama Consortium oder Yukos Limited) sollte sich jedoch auf die Verweigerung 
berufen werden, bevor der Investor die Handelsvorteile beanspruchte. 

72 A. Wessels, FFII: Multilateral investment court strengthens investments vis-à-vis democracy and 
fundamental rights, März 2017; Greenpeace, Letter for the public consultation on a multilateral reform 
of investment dispute resolution, 15. März 2017. 

73 Bei vielen ISDS-Rechtsrahmen fehlt die Forderung nach der Ausschöpfung innerstaatlicher Rechtsmittel 
im Gegensatz zu Klagen, die nach dem Völkergewohnheitsrecht über den Rechtsweg des diploma-
tischen Schutzes eingereicht werden. Letztgenanntes setzt die Erschöpfung der Rechtsmittel voraus, 
damit die Souveränität des Staates erhalten und die internationale Verantwortung nur als letztes Mittel 
aktiviert wird. Siehe: S. D’Ascoli und K. M. Scherr: The rule of prior exhaustion of local remedies in the 
international law doctrine and its application in the specific context of human rights protection, EHI, 
Arbeitspapier Recht 2007/02. 

http://www.italaw.com/sites/default/files/case-documents/ita0669.pdf
http://www.italaw.com/sites/default/files/case-documents/ita0910.pdf
https://people.vrijschrift.org/~ante/isds/multilateral-investment-court-2017.pdf
https://people.vrijschrift.org/~ante/isds/multilateral-investment-court-2017.pdf
http://www.greenpeace.org/eu-unit/Global/eu-unit/reports-briefings/2017/20170315_GP_Open%20letter%20Commissioner%20Malmstrom.pdf
http://www.greenpeace.org/eu-unit/Global/eu-unit/reports-briefings/2017/20170315_GP_Open%20letter%20Commissioner%20Malmstrom.pdf
http://cadmus.eui.eu/bitstream/handle/1814/6701/LAW_2007_02.pdf
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Menschenrechtsnormen entwickelt. In Europa können Investoren gemäß der Europä-
ischen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (auch 
Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK) Forderungen wegen Enteignung 
vorbringen. Im Kontext der Menschenrechte74 wird den innerstaatlichen Gerichten 
jedoch noch immer Vorrang dabei eingeräumt sicherzustellen, dass der behauptete Ver-
stoß korrigiert wird. Die EMRK sieht die Ausschöpfung der innerstaatlichen Rechtsmittel 
vor, bevor Klage vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte erhoben wer-
den kann.75 Diese Forderung nach Ausschöpfung nach der EMRK wird als wichtig 
erachtet, da die Anwendung der Menschenrechte durch die innerstaatlichen Gerichte 
auch ein Ziel dieser Konvention war.76 Darüber hinaus könnte die Subsidiarität der inter-
nationalen Gerichtshöfe für Menschenrechte auch als Relikt des traditionellen Grund-
satzes der Nichteinmischung gesehen werden, der nur als letzter Ausweg aufgegeben 
wird. Das Fehlen der Forderung nach Erschöpfung innerstaatlicher Rechtsmittel wird als 
Vorteil für das internationale Investitionssystem gewertet, sowohl hinsichtlich der 
Geschwindigkeit als auch hinsichtlich der Kosten der Verfahren.77  

 Die Frage der Autonomie der Unionsrechtsordnung und der vorgeschlagenen 
Investitionsgerichtsbarkeit 
Ein zentrales Thema der gegenwärtigen Debatte über die Einrichtung einer Investitions-
gerichtsbarkeit betrifft deren Vereinbarkeit mit dem Autonomiegrundsatz der Unions-
rechtsordnung. Dieser Grundsatz des EU-Rechts impliziert vor allem, dass die EU und ihre 
Institutionen nicht an ein externes Rechtsorgan zur Auslegung des EU-Rechts gebunden 
sein dürfen.78 Stattdessen verfügt der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) über 
die ausschließliche Befugnis, endgültige Auslegungen des EU-Rechts zu erstellen, um 
eine einheitliche Anwendung in der gesamten EU sicherzustellen. Jede Einrichtung einer 
Investitionsgerichtsbarkeit sollte nicht in der Folge zu einer Situation führen, in der ein 
externes Gericht Auslegungen des EU-Rechts abgibt, die für die EU und deren Institu-
tionen bindend sind. 

Frühe Kritiker79 der Investitionsgerichtsbarkeit verweisen insbesondere auf das Gutachten 
1/09 des EuGH über die Schaffung eines Gerichts für europäische Patente und Gemein-
schaftspatente.80 In diesem Gutachten vertrat der EuGH die Ansicht, dass die Schaffung 

                                                      
74 Mit einigen Ausnahmen in einigen afrikanischen Rechtsrahmen. 
75 EMRK Artikel 35. Weitere Informationen sind hier zu finden: Europäischer Gerichtshof für Menschen-

rechte, Leitfaden zu den Zulässigkeitsvoraussetzungen, 2014. 
76 S. D’Ascoli und K. M. Scherr: a.a.O. 
77 Z. Douglas, J. Pauwelyn, J. E. Viñuales: The Foundations of International Investment Law: Bringing 

Theory into Practice, Oxford University Press, 2014. Eine tiefergehende und umfassendere Analyse der 
Unterschiede zwischen der CETA-Investitionsgerichtsbarkeit und dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte ist der folgenden Studie der Generaldirektion Externe Politikbereiche der Union des 
Europäischen Parlaments zu entnehmen: S. Hindelang und T. M. Hagemeyer: In pursuit of an 
international investment court – recently negotiated investment chapters in EU comprehensive free 
trade agreements in comparative perspective, Generaldirektion Externe Politikbereiche der Union, 
Europäisches Parlament, 2017. 

78 Dieser Grundsatz dient anerkanntermaßen auch anderen Zwecken, und zwar dem Schutz von Grundrechten, 
dem Schutz der Handlungsspielräume politischer Institutionen und der Unabhängigkeit vom internationalen 
Recht (siehe: C. Eckes: International Rulings and the EU legal order: autonomy as legitimacy?, Centre for the 
law of EU external relations, T. M. C. Asser Instituut inter-university research centre, 2016). 

79 Siehe: Deutscher Richterbund, a.a.O. 
80 Gutachten 1/09 des Gerichtshofes (Plenum) 8. März 2011, ECR 2011 I-01137. 

http://www.echr.coe.int/Documents/Admissibility_guide_DEU.pdf
http://www.asser.nl/media/3002/cleer16-2_complete_web.pdf
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http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62009CV0001&from=EN
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eines Patentgerichts im Rahmen des Europäischen Patentübereinkommens gegen EU-
Recht verstoßen würde. Die zwei Hauptgründe für diese Unvereinbarkeit seien: 

1) das Patentgericht würde ausschließliche Zuständigkeit für die Entscheidung über 
Klagen Einzelner im Zusammenhang mit Patentfragen erhalten, wodurch 
Zuständigkeiten vollständig an einen außerhalb der EU stehenden Gerichtshof übertra-
gen würden, die zuvor im Geltungsbereich der Gerichte der Mitgliedstaaten lagen,81 und 

2) das Patentgericht ist, obwohl es sich außerhalb des Rechtsrahmens der Union 
befindet, nach dem Übereinkommen zur Einsetzung des Patentgerichts mit der Aus-
legung und Anwendung von Unionsrecht betraut.82  

Die Investitionsgerichtsbarkeit nach dem CETA würde sich aus zwei Hauptgründen vom 
Patentgericht unterscheiden:  

Zunächst würden die Zuständigkeiten der innerstaatlichen Gerichte nicht an die Investi-
tionsgerichtsbarkeit übertragen. Dem Investor steht es weiterhin offen, den Fall vor ein 
innerstaatliches Gericht zu bringen. Es bleibt jedoch eine Tatsache, dass andere inner-
staatliche Verfahren nach der Entscheidung für den Rechtsweg über die Investitions-
gerichtsbarkeit ausgeschlossen werden. Der Investor verzichtet auf seine Rechte, die 
Ansprüche vor innerstaatlichen Gerichten geltend zu machen. Diese Vorkehrung ist auch 
in einigen bestehenden BIT vorhanden, damit parallele Verfahren und „Forum Shopping“ 
vermieden werden. 

Zweitens ist die Investitionsgerichtsbarkeit nicht dafür zuständig, innerstaatliches oder 
EU-Recht anzuwenden. Gemäß Artikel 8.18 CETA ist die Zuständigkeit des Gerichts auf 
die Entscheidung von Klagen in Bezug auf die Auslegung und Anwendung der Bestim-
mungen im Kapitel über Investitionen des CETA beschränkt. Darüber hinaus besagt 
Artikel 8.31 CETA, dass es nicht in die Zuständigkeit des Gerichts falle, die Rechtmäßigkeit 
einer Maßnahme nach EU-Recht zu beurteilen. Stattdessen muss das Gericht das EU-
Recht als Tatsache betrachten und den herrschenden Auslegungen des Rechts durch die 
Gerichte der EU folgen. Darüber hinaus haben jegliche Auslegungen des EU-Rechts durch 
das Gericht keine bindende Wirkung für Gerichte in der EU. 

Kasten 4 – Artikel 8.31 CETA: Anwendbares Recht und Auslegung 

1. Das nach diesem Abschnitt errichtete Gericht wendet bei seinen Entscheidungen dieses 
Abkommen nach den Auslegungsregeln des Wiener Übereinkommens über das Recht der 
Verträge und anderen zwischen den Vertragsparteien geltenden völkerrechtlichen Regeln und 
Grundsätzen an. 

2. Es fällt nicht in die Zuständigkeit des Gerichts, die Rechtmäßigkeit einer Maßnahme, die 
angeblich eine Verletzung dieses Abkommens darstellt, nach dem internen Recht einer 
Vertragspartei zu beurteilen. Zur Klarstellung: Bei seiner Beurteilung, ob eine Maßnahme im 
Einklang mit diesem Abkommen steht, kann das Gericht das interne Recht einer Vertragspartei, 
soweit angezeigt, als Tatsache heranziehen. Dabei folgt das Gericht der herrschenden Auslegung 
des internen Rechts durch die Gerichte und Behörden der betreffenden Vertragspartei, wobei 
eine etwaige vom Gericht vorgenommene Deutung internen Rechts für die Gerichte und 
Behörden dieser Vertragspartei nicht bindend ist. 

                                                      
81 Gutachten 1/09 des Gerichtshofs (Plenum) 8. März 2011, ECR 2011 I-01137, Randnrn. 72-89. 
82 Gutachten 1/09 des Gerichtshofs (Plenum) 8. März 2011, ECR 2011 I-01137, Randnrn. 71-73, 78-79. 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62009CV0001&from=EN
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62009CV0001&from=EN
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3. Bei ernsthaften Bedenken in Bezug auf Auslegungsfragen, die sich auf Investitionen auswirken 
können, kann der Ausschuss für Dienstleistungen und Investitionen dem Gemischten CETA-
Ausschuss nach Artikel 8.44 Absatz 3 Buchstabe a die Annahme von Auslegungen dieses 
Abkommens empfehlen. Eine vom Gemischten CETA-Ausschuss angenommene Auslegung ist für 
das nach diesem Abschnitt errichtete Gericht bindend. Der Gemischte CETA-Ausschuss kann 
beschließen, dass eine Auslegung ab einem bestimmten Zeitpunkt bindende Wirkung hat. 

Gleichzeitig haben verschiedene Parteien die Ansicht vertreten, dass die Einrichtung 
einer Investitionsgerichtsbarkeit gegen den Grundsatz der Autonomie der Unions-
rechtsordnung verstoße.83 Zu den wichtigsten Argumenten dieser Parteien zählen unter 
anderem: 

 Ein Investitionsgericht muss EU-Recht unter Umständen entweder mittelbar oder 
unmittelbar auslegen und anwenden, da sein Zweck darin besteht, Investoren in 
die Lage zu versetzen, nationale Maßnahmen (wobei EU-Recht beteiligt sein 
kann) oder Gesetze und Entscheidungen der EU anzufechten. Sein Handlungs-
bereich ist nicht auf die Auslegung der Bestimmung im CETA-Kapitel über 
Investitionen beschränkt. 

 Ein Investitionsgericht kann mit einer Situation konfrontiert werden, für die keine 
herrschende Auslegung des EU-Rechts vorhanden ist und es daher das Recht 
selbst auslegen muss. Auch wenn die Gerichte in der EU letztlich nicht an die 
Auslegung von EU-Recht durch ein Investitionsgericht gebunden sind, verfügt 
diese dennoch über einen bestimmten Wert (u. a. in finanzieller Hinsicht) und 
könnte einen Präzedenzfall für zukünftige Urteile schaffen. 

 Ein Investitionsgericht, das mit einer Frage zur Auslegung von EU-Recht kon-
frontiert wird, muss keinen Rat vom EuGH einholen. Da Investoren nicht ver-
pflichtet sind, den inländischen Instanzenzug zu durchlaufen, bevor sie ein Ver-
fahren vor einem Investitionsgericht anstrengen, besteht keine Möglichkeit zu 
einer vorherigen Beteiligung des EuGH durch ein Vorabentscheidungsverfahren 
(Artikel 267 AEUV). Hier bestünde das Risiko, dass der EuGH außen vor bleibt. 

Dennoch könnten die oben angeführten Fragen im Zusammenhang mit jedem internatio-
nalen Justizorgan (einschließlich der WTO) aufgeworfen werden, das das Völkerrecht bei 
Konflikten zwischen dem EU-Recht und den durch die EU eingegangenen Verpflichtun-
gen in Bezug auf das Völkerrecht verteidigt. Würde der Grundsatz der Rechtsautonomie 
so weit ausgedehnt, wäre es unmöglich, EU-Recht nach dem Völkerrecht zu überprüfen. 

Häufig wurden in diesem Zusammenhang auf ein Gutachten des EuGH zum Beitritt der 
EU zur EKMR verwiesen und entsprechende Vergleiche angestellt,84 in denen das Gericht 
die Ansicht vertrat, dass das Übereinkommen zum Beitritt der EU zur EKMR nicht mit 
dem Unionsrecht vereinbar sei, zum Teil, weil es die Autonomie des Unionsrechts 
beeinträchtige. Die Übereinkunft wurde insbesondere für unvereinbar befunden, weil 
der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) das letztinstanzliche Gericht 
bei Klagen zur Vereinbarkeit der EMRK und EU-Recht wäre. Das würde bedeuten, dass 
der EGMR angerufen werden könnte, eine bisherige Auslegung durch den EuGH zu 
überprüfen.85 Dieser Fall muss wiederum von der Investitionsgerichtsbarkeit 

                                                      
83 Prominente Beispiele sind u. a. die Briefe der Europäischen Vereinigung der Richter, des Deutschen 

Richterbundes und einer Gruppe von 101 Juraprofessoren.  
84 Gutachten 2/13 des Gerichtshofs (Plenum) vom 18. Dezember 2014, ECLI:EU:C:2014:2454. 
85 Siehe insbesondere die Randnummern 236 bis 248 des Gutachtens 2/13. 

http://www.iaj-uim.org/iuw/wp-content/uploads/2015/11/EAJ-report-TIPP-Court-october.pdf
http://www.drb.de/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2016/DRB_160201_Stn_Nr_04_Europaeisches_Investitionsgericht.pdf
http://www.drb.de/fileadmin/docs/Stellungnahmen/2016/DRB_160201_Stn_Nr_04_Europaeisches_Investitionsgericht.pdf
https://stop-ttip.org/wp-content/uploads/2016/10/28.10.16-Updated-Legal-Statement_EN.pdf
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A62013CV0002
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unterschieden werden, da Letztere keine Berufungsinstanz hat und nicht dafür gedacht 
ist, Urteile des EuGH oder eines anderen innerstaatlichen Gerichts zu überprüfen. 

Die Antwort auf die Frage, ob der vorgesehene Investitionsgerichtshof mit dem Unions-
recht vereinbar ist, kann letztendlich auf ein Gutachten des EuGH hinauslaufen. Nach 
Artikel 218 Absatz 11 AEUV muss ein solches Gutachten des EuGH jedoch von einem 
Gemeinschaftsorgan oder einem Mitgliedstaat eingeholt werden. Im Oktober 2016 
stimmte die belgische Regierung im Rahmen einer Vereinbarung mit der wallonischen 
Regierung zu, ein Gutachten über die Vereinbarkeit der Investitionsgerichtsbarkeit im 
CETA mit dem Unionsrecht anzufordern, nachdem die wallonische Regierung damit 
gedroht hatte, ihre Unterstützung für das CETA zu verweigern.86 Berichten zufolge 
erwägt Slowenien einen ähnlichen Schritt.87 Bis zum jetzigen Zeitpunkt hat jedoch keiner 
der Mitgliedstaaten ein Gutachten beim EuGH angefordert. 

Der Juristische Dienst des Europäischen Parlaments erstellte ein Rechtsgutachten, in 
dem alle bereits erwähnten Argumente analysiert wurden. Darin kam man zu dem 
Schluss, dass die Errichtung eines Investitionsgerichtshofs als mit dem Grundsatz der 
Autonomie der Unionsrechtsordnung vereinbar anzusehen ist. Vor dem Hintergrund 
dieses Rechtsgutachtens seines Juristischen Dienstes hat das Europäische Parlament 
eine Entschließung, das CETA dem EuGH vorzulegen, nicht verabschiedet.88 Außerdem 
wurde der Antrag von vielen Mitgliedern des Europäischen Parlaments als Schachzug 
wahrgenommen, um die vorläufige Anwendung des CETA zu verzögern, welche ohnedies 
nicht die Anwendung des Kapitels über Investitionen eingeschlossen hätte.89 

 Die multilaterale Zukunft der Investitionsgerichtsbarkeit 
Das CETA enthält eine Verpflichtung, gemeinsam mit anderen Handelspartnern die 
Errichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofes mit Berufungsinstanz anzu-
streben. Nach dem CETA jedoch können die Regeln für einen multilateralen 
Mechanismus für Investitionsstreitigkeiten den ursprünglich nach den CETA-Vorschriften 
vorgesehenen Mechanismus nur nach einem Beschluss des Gemischten CETA-
Ausschusses ersetzen. Gleichzeitig besagt Artikel 8.29 CETA, dass der „der Gemischte 
CETA-Ausschuss einen Beschluss [erlässt], dem zufolge Entscheidungen in von diesem 
Abschnitt erfassten Investitionsstreitigkeiten in Anwendung des multilateralen Mecha-
nismus getroffen werden“ (Bestimmung im Volltext: siehe Kasten 5). Dies stellt eine 
Verpflichtung für den Gemischten CETA-Ausschuss dar, einen solchen Beschluss zu 
erlassen und geeignete Übergangsregelungen festzulegen. 

Kanada und die EU haben damit begonnen, sich um internationale Unterstützung für die 
Idee eines multilateralen Investitionsgerichtshofes zu bemühen. Der multilaterale 
Investitionsgerichtshof würde ein ständiges Gremium zur Beilegung von 

                                                      
86 Siehe Erklärung des Königreichs Belgien zu den Bedingungen für die Ermächtigung seitens des 

Föderalstaates und der föderierten Einheiten zur Unterzeichnung des CETA und hier insbesondere 
Absatz B der Erklärung. 

87 Siehe: L. Ankersmit: ‘Opinion 2/15 and the future of mixity and ISDS’, 18. Mai 2017. 
88 Entschließungsantrag vom 8.2.2017 eingereicht im Anschluss an eine Erklärung der Kommission zum 

Abschluss des umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommens (CETA) zwischen Kanada einerseits 
und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits (2017/2525(RSP)). 

89 Beschluss des Rates (EU) 2017/38 vom 28. Oktober 2016 über die vorläufige Anwendung des 
umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommens (CETA) zwischen Kanada einerseits und der 
Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits, ABl. L 11, 2017. 

http://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-13463-2016-REV-1/de/pdf
https://europeanlawblog.eu/2017/05/18/opinion-215-and-the-future-of-mixity-and-isds/
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+MOTION+B8-2017-0143+0+DOC+XML+V0//DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32017D0038
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Investitionsstreitigkeiten schaffen.90 Das ständige Gremium würde auf der Basis 
bestehender und zukünftiger Investitionsabkommen über die Klagen entscheiden.91 Die 
Kommission beendete die Konsultationen über die Alternativen für eine multilaterale 
Reform der Beilegung von Investitionsstreitigkeiten am 15. März 2017.92 In den kom-
menden Monaten wird sie weiterhin gemeinsam mit der internationalen Gemeinschaft 
die Möglichkeiten für die Errichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofes 
ausloten, und es wird erwartet, dass sie noch im Jahr 2017 offiziell um ein Mandat zum 
Beginn der Verhandlungen ersucht.93 

Kasten 5 – Bestimmungen zur Errichtung eines multilateralen Gerichtshofes 

Artikel 8.29 CETA:  Errichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofs mit 
Berufungsinstanz 

Die Vertragsparteien streben für die Beilegung von Investitionsstreitigkeiten gemeinsam mit 
anderen Handelspartnern die Errichtung eines multilateralen Investitionsgerichtshofs mit 
Berufungsinstanz an. Bei Errichtung eines solchen multilateralen Mechanismus erlässt der 
Gemischte CETA-Ausschuss einen Beschluss, dem zufolge Entscheidungen in von diesem 
Abschnitt erfassten Investitionsstreitigkeiten in Anwendung des multilateralen Mechanismus 
getroffen werden, und legt geeignete Übergangsregelungen fest. 
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5. Anhang – Ausgewählte Unterschiede bei ausgewählten 
Schiedsgerichten 

 

Gerichte Gerichtsstand UNCITRAL-
Regeln 

Auswahl der 
Schiedsrichter 

Anforderungen 
an die 

Schiedsrichter 

Berufung/  
Überprüfung 

Transparenzvorschriften 

ICSID und ICSID 
Zusatzein-
richtung 

Nur zugänglich für 
Angehörige von 
Streitparteien, die 
das ICSID-
Übereinkommen 
ratifiziert haben; 
eine Streitpartei 
muss aus einem 
ICSID-
Vertragsstaat 
stammen, um auf 
die 
Zusatzeinrichtung 
des ICSID 
zurückzugreifen; 
nur, wenn das 
ICSID ausdrücklich 
in den 
Bestimmungen 
des Abkommens 
genannt wird 

Ja Die Streitparteien 
können eine Liste 
von 
Schiedsrichtern 
zusammenstellen, 
aus denen die 
Schiedsrichter 
üblicherweise von 
den Streitparteien 
gewählt werden. 
Bei Uneinigkeit 
wird die Auswahl 
dem Präsidenten 
der Weltbank 
überlassen, der 
die Leitung des 
Verwaltungsrats 
innehat. 

Muss „ein 
hohes sittliches 
Ansehen 
genießen und 
über eine 
anerkannt hohe 
Befähigung im 
Rechtsbereich 
verfügen... und 
fällt verlässlich 
unabhängige 
Urteile“ 

Keine Berufung 
aber internes 
Aufhebungs-
verfahren nach 
dem ICSID-
Überein-
kommen 
vorgesehen; 
vollständige 
Überprüfung 
durch 
innerstaatliche 
Gerichte in der 
Zusatzein-
richtung des 
ICSID möglich 

Nach Überarbeitung 
höhere Transparenz 
durch: 

– Veröffentlichung 
grundlegender Daten 
zum Fall und zu den 
beteiligten Streitparteien, 

– weitere Offenlegung 
hängt von den 
Streitparteien ab, 

– Unbeteiligte können 
Amicus-Curiae-Schreiben 
einreichen 

IHK Nur bestimmt 
durch das 
Investitions-
abkommen, auf 
dem die 
Streitigkeit 
beruht, oder 
durch die 
Zustimmung zum 
Schiedsverfahren 

Ja Auswahl der 
Streitparteien; 
falls die 
Streitparteien 
keinen 
Schiedsrichter 
wählen, bestimmt 
das Gericht den 
Schiedsrichter  

Unparteilichkeit 
und 
Unabhängigkeit; 
der einzelne 
Schiedsrichter 
oder der 
Präsident eines 
Schiedspanels 
aus drei 
Schiedsrichtern 
darf nicht 
dieselbe 
Staatsangehörig
-keit wie eine 
der 
Streitparteien 
haben 

Überprüfung 
durch 
innerstaatliche 
Gerichte 

Vertraulichkeit als 
Grundsatz, Offenlegung 
von Informationen liegt 
im Ermessen der 
Streitparteien; die 
Streitparteien können 
Vertraulichkeitsvereinbar
ungen zum Schutz vor 
Offenlegungen eingehen 

LCIA Nur bestimmt 
durch das 
Investitions-
abkommen, auf 
dem die 
Streitigkeit 
beruht, oder 
durch die 
Zustimmung zum 
Schiedsverfahren 

Ja Das Gericht selbst; 
die Streitparteien 
können 
nominieren, aber 
das Gericht kann 
die Nominierung 
ablehnen 

Gericht bestellt 
die 
Schiedsrichter 
unter 
gebührender 
Berücksichtigun
g der von den 
Streitparteien 
beschlossenen 
Kriterien; der 
einzelne 
Schiedsrichter 
oder der 
Präsident darf 
nicht dieselbe 
Staatsangehö-
rigkeit wie eine 
der 

In der Regel 
keine 
Möglichkeit der 
Berufung oder 
Überprüfung 

Vertraulichkeit ist 
Grundsatz; auch die 
Streitparteien dürfen 
keine Informationen 
veröffentlichen 
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Streitparteien 
haben 

PCA Nur bestimmt 
durch das 
Investitions-
abkommen, auf 
dem die 
Streitigkeit 
beruht, oder 
durch die 
Zustimmung zum 
Schiedsverfahren 

Ja Die Streitparteien 
oder bei 
Uneinigkeit, der 
Generalsekretär 
des PCA 

Forderung nach 
Unparteilichkeit 
und 
Unabhängigkeit 

Überprüfung 
durch 
innerstaatliche 
Gerichte 

UNCITRAL-
Transparenzvorschriften: 

– Veröffentlichung nur 
mit Zustimmung der 
Streitparteien, 

– vertrauliche 
Anhörungen sofern von 
den Streitparteien nicht 
anders vereinbart 

SCC Nur bestimmt 
durch das 
Investitions-
abkommen, auf 
dem die 
Streitigkeit 
beruht, oder 
durch die 
Zustimmung zum 
Schiedsverfahren 

Ja (seit 
1. Januar 2015) 

Verwaltungsrat Forderung nach 
Unparteilichkeit 
und 
Unabhängigkeit; 
der einzelne 
Schiedsrichter 
oder der 
Präsident eines 
Schiedspanels 
aus drei 
Schiedsrichtern 
darf nicht 
dieselbe 
Staatsangehörig-
keit wie eine der 
Streitparteien 
haben, sofern die 
Streitparteien 
nichts anderes 
vereinbart haben 

Überprüfung 
durch 
innerstaatliche 
Gerichte 

Vertraulichkeit, aber 
Veröffentlichung bei 
Zustimmung beider 
Streitparteien 

Ad hoc Abkommen 
bestimmt 
Zuständigkeit 

Nur, wenn im 
Abkommen 
erwähnt 

Abhängig von den 
Bestimmungen 
des Abkommens; 
bei fehlenden 
Bestimmungen 
dazu, entweder 
UNCITRAL-Regeln 
bei 
entsprechender 
Wahl oder die 
Regeln des 
gewählten 
Gerichts 

Abhängig von 
den 
Bestimmungen 
des 
Abkommens; 
bei fehlenden 
Bestimmungen 
dazu, entweder 
UNCITRAL-
Regeln bei 
entsprechender 
Wahl oder nach 
den Regeln des 
gewählten 
Gerichts 

In Abhängigkeit 
vom 
Abkommen. 
Umfasst 
normalerweise 
mindestens ein 
Überprüfungs- 
oder 
Aufhebungs-
verfahren 

UNCITRAL-
Transparenzregeln 
werden häufig 
angewendet 

 

  



 

 


